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Die Fachzeitschrift für Kommunal- und
Landespolitik in Nordrhein-Westfalen

Die Gemeindedordnung ist so etwas wie das
Grundgesetz der kommunalen Welt. Als solches nimmt
sie unter den zahlreichen Einzelgesetzen des Landtages
eine herausragende Position ein. Denn sie enthält die
Spielregeln, nach denen sich die politischen Akteure 
vor Ort zu richten haben. Ein Grundgesetz sollte 
deswegen der ruhende Pol in den Stürmen der 
Alltags-Gesetzgebung des Landes sein. Wenn von 
1994 bis 2002 allein zehn Änderungen an der 
NRW-Gemeindeordnung vorgenommen wurden und 
bis 2006 noch einmal 16, zeigt dies eines: Wir wissen
noch nicht so recht, welche Spielregeln auf kommunaler 
Ebene gelten sollen.
Insofern ist das Ansinnen der NRW-Landesregierung, die
Gemeindeordnung - ein weiteres Mal - zu reformieren,
begrüßenswert. Und zwar dann, wenn diese neuerliche
Reform einen Prozess, der 1994 angestoßen wurde, zum
Abschluss bringt. Wir haben uns in Nordrhein-Westfalen
für die Einheitsspitze in Kommunen und Kreisen - sprich:
hauptamtliche, direkt gewählte (Ober-)Bürgermeister
und Landräte - entschieden. Dieses Konzept hat sich
nach überwiegender Ansicht der Experten und Praktiker 
bewährt. Nach anderthalb Wahlperioden wünschen sich
nur wenige die alte Doppelspitze zurück.
Jedoch hat dies Folgen für das Kräfteverhältnis zwischen
Rat, Verwaltung und Verwaltungsspitze. Viele 
Ratsmitglieder befürchten ein Übergewicht des 
hauptamtlichen Bürgermeisters und wollen seine 

Kompetenzen im Bereich Personal und 
Verwaltungsorganisation beschnitten sehen. Andere
wiederum halten den Wechsel zur direkt gewählten 
Einheitsspitze erst dann für vollendet, wenn die Wahlzeit
der Bürgermeister und Landräte auf acht Jahre 
ausgeweitet und deren Wahl von der Ratswahl 
abgekoppelt ist. Der Städte- und Gemeindebund NRW
hat sich bereits vor geraumer Zeit für diese 
Fortentwicklung ausgesprochen. Gleichwohl bietet sich
heute in den Städten und Gemeinden ein differenziertes
Meinungsbild. Es ist Aufgabe der Landesregierung, hier
den Konsens wieder herzustellen und rasch in der 
Gemeindeordnung zu verankern.
Dabei darf es nicht zu zweifelhaften Tauschgeschäften
innerhalb der Regierungskoalition von CDU und FDP
kommen. Ein Deal „Beibehaltung der fünfjährigen 
Wahlzeit gegen Verschärfung des 
Gemeindewirtschaftsrechts“ wäre doppelt gegen 
kommunale Interessen gerichtet. Die rechtlich eng 
begrenzten wirtschaftlichen Aktivitäten der Städte und
Gemeinden sind auf örtlicher Ebene in Wahrheit kein
Streitpunkt mit Unternehmen und Handwerksbetrieben.
Wer hier die Axt ansetzt, gefährdet die vornehmste 
Aufgabe der Kommunen: die Daseinsvorsorge.

Dr. Bernd Jürgen Schneider
Hauptgeschäftsführer StGB NRW

•Stgerat_Inhalt_12_2006  24.11.2006  13:39 Uhr  Seite 3



4 STÄDTE- UND GEMEINDERAT 12/2006

B Ü C H E R  U N D  M E D I E N  /  I N H A LT

Erweitertes Haushaltsrecht
des Landes Nordrhein-Westfalen 
mit Zuwendungsrecht
Nordrhein-Westfalen 2006
Schnellorientierung, Normanwendung, Landeshaus-
haltsverordnung mit Verwaltungsvorschriften, Basis-
texte,Jährliches Haushaltsrecht,Ergänzende Erlasse,v.

Paul Köhler, A 4, 470 S., 25 Euro, Verlag Berger-Koehler, 1. Aufl., 2006, ISBN 
3-00-019457-6

Mit der Erstauflage dieses Buches wird für Lehre und Praxis eine An-
gebotslücke geschlossen, die seit zweieinhalb Jahren besteht. Die
Idee des Buches ist,eine klar gegliederte Darstellung der haushalts-
und zuwendungsrechtlichen Normen anzubieten. Die beiden sich
überlappenden Rechtsgebiete sollen auf diese Weise handhabbar
präsentiert werden. Unterschieden wird somit auch zwischen ei-
nem Basisset an allgemeinen Rechtsgrundlagen und jährlich wie-
derkehrenden sowie ergänzenden Regelungen.Vorangestellte Kurz-
einführungen in das Haushalts- und Zuwendungsrecht ermögli-
chen dem Lernenden wie dem Praktiker eine erste rasche Orientie-
rung im Regelungsgeflecht. Darüber hinaus wird der Teil Zuwen-
dungsrecht gesondert herausgestellt.Des Weiteren sind zusätzliche
Erlasse und Rechtsgrundlagen mit aufgenommen worden.
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BÜCHER UND MEDIEN 4
NACHRICHTEN 5

THEMA  GEMEINDEORDNUNG

HANS-GERD VON LENNEP
Zum Verhältnis von Rat und Bürgermeister 
in einer neuen NRW-Kommunalverfassung 6

Stellungnahmen zur Verlängerung der 
Bürgermeister-Wahlzeit und zur Entkopplung 
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Bürgermeister Elmar Reuter, Olsberg 8
Bürgermeister Erhard Pierlings, Meinerzhagen 9
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ANDREAS KASPER
Bürgerbegehren und Bürgerentscheid - ein Überblick 30

GERICHT IN KÜRZE 33
Titelfoto: Stadt Neuss

Bau und Betrieb von Versammlungsstätten
Kommentar zur Muster-Versammlungsstätten-
verordnung (MVStättV 2005) einschließlich der
darauf beruhenden landesrechtlichen Verord-
nungen und Verwaltungsvorschriften, v. Volker
Löhr und Gerd Gröger; BB-Kommentar, 446 S., 16
x 22,5 cm, 69 Euro, Verlag Recht und Wirtschaft
GmbH, Frankfurt/Main, 2. Aufl., 2006, ISBN 
3-8005-1442-7

Bauvorschriften, Sicherheitskonzepte
für öffentliche Gebäude und die Frage
nach der Verantwortung sind spätestens nach dem Ein-
sturz zahlreicher Bauten im vergangenen Winter Thema öffentli-
cher Diskussion. Die Muster-Versammlungsstättenverordnung
(MVStättV) dient als Vorlage für den Erlass landesrechtlicher Vor-
schriften über den Bau und Betrieb von Versammlungsstätten. An-
lass für die Neubearbeitung des Kommentars sind die 2005 vollzo-
genen weit reichenden Änderungen der MVStättV von 2002. Die
Neukommentierung berücksichtigt insbesondere die Erfahrungen
und Diskussionen zwischen Bauaufsicht, Brandschutzdienststel-
len, Bauherren und Betreibern von Versammlungsstätten. Sie stellt
eine grundlegende Ergänzung zu den Begründungen und Erläute-
rungen der ARGEBAU Fachkommission Bauaufsicht dar. Behandelt
werden unter anderem geänderte Bauvorschriften, Art und Um-
fang des Bestandsschutzes, Anwendungsbereich bei Veranstaltun-
gen, Sicherheitskonzepte, Verantwortung für Veranstaltungstech-
nik und Betrieb sowie die wichtigsten Abweichungen auf der Ebe-
ne der  Landesverordnungen.

60. Jahrgang
Dezember 2006
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EnergieAgentur.NRW startet Anfang 2007

Die Energieagentur NRW und die Landesinitiative Zukunftsenergien
NRW werden zum 1. Januar 2007 in der neuen EnergieAgentur.NRW
zusammengeführt. Dadurch sollen Synergieeffekte für die beiden
Organisationen entstehen. Die neue EnergieAgentur.NRW will in
Kompetenz-Netzwerken den NRW-Unternehmen eine Plattform für
strategische Allianzen bieten. Darüber hinaus werden Energie-
dienstleistungen in Form von Initial- und Contractingberatung für
Unternehmen und Verwaltungen sowie Informations- und Weiter-
bildungsangebote für Fach-und Privatleute vermittelt. Auch Ange-
bote zur Schulung des Nutzerverhaltens gehören zum Aufgabenbe-
reich. Standort der Einrichtung bleibt Wuppertal und Gelsenkirchen
mit einer Geschäftsstelle in Düsseldorf.

Weniger Einwohner in Nordrhein-Westfalen

Die Bevölkerungszahl Nordrhein-Westfalens ist im ersten Halbjahr
2006 weiter zurückgegangen. Am 30. Juni 2006 hatte das bevölke-
rungsreichste Bundesland nach Angaben des Landesamtes für Da-
tenverarbeitung und Statistik (LDS NRW) 18.039.847 Einwohner,
18.258 weniger als Ende 2005. Zwar zogen mehr Menschen nach
NRW, als das Land verließen. Der Wanderungsgewinn von gut 2.700
Personen reichte jedoch nicht aus, um den Sterbefallüberschuss
von rund 21.000 Personen auszugleichen. Dabei verlief die Entwick-
lung in den Regionen unterschiedlich.Während in den Regierungs-
bezirken Arnsberg, Düsseldorf, Detmold und Münster Rückgänge
zu verzeichnen waren, stieg die Einwohnerzahl im Regierungsbe-
zirk Köln. Größte Stadt in NRW ist weiterhin Köln mit 986.168 Ein-
wohnern.

Neues Frauengefängnis mit 190 Haftplätzen
im Bau

In der Stadt Willich, Ortsteil Anrath, entsteht eine neue Haftan-
stalt für Frauen. Der Neubau mit 190 Haftplätzen soll das „König-
liche Frauengefängnis“ von 1903 ersetzen, dessen 140 Plätze dem
benachbarten Männergefängnis zugeschlagen werden. Mit der
Fertigstellung wird 2008 gerechnet. Wie NRW-Justizministerin
Roswitha Müller-Piepenkötter beim symbolischen Ersten Spaten-
stich betonte, sollen Frauenanstalt und Männervollzug in Willich
trotz einer gemeinsamen Mauer selbstständig bleiben. In ganz
NRW sind derzeit gut 18.000 Straffällige inhaftiert, knapp 1.000
davon Frauen.

Kleinerer Rat nach der nächsten 
Kommunalwahl

Der Rat der Stadt Jülich wird nach der Kommunalwahl 2009 weni-
ger Mitglieder haben. Wie die Stadtverordneten einstimmig be-
schlossen, wird die Zahl der Ratsmandate von derzeit 42 auf 38 re-

duziert. Dem Beschluss vorausgegangen war ein erfolgreiches Bür-
gerbegehren zur Ratsverkleinerung, welches Mitglieder der Unab-
hängigen Wählergemeinschaft Jülichs Überparteiliche Liste (UWG
JÜL) initiiert hatten. Diese erhofft sich jährliche Einsparungen von
bis zu 20.000 Euro an Sitzungsgeldern und Verwaltungsaufwen-
dungen. Im April 2006 war der Antrag der UWG JÜL auf Ratsverklei-
nerung von der Mehrheit des Rates abgelehnt worden.

Kindergärten vorbildlich im Energiesparen

Die Kindergärten in der Stadt Hattingen sind „energie-fit“. Das be-
stätigt die Bilanz des dreijährigen Pilotprojekts „Erlebnis Energie“,
an dem sich 26 städtische Einrichtungen beteiligt hatten. Im Rah-
men des Projektes wurden Mitarbeiterinnen geschult und Kinder
spielerisch an das Energiesparen herangeführt. So konnten im Be-
reich Heizenergie einige Einrichtungen den Verbrauch um bis zu 25
Prozent reduzieren. Im Durchschnitt wurde der Bedarf an Wär-
meenergie um 16 Prozent vermindert,bei Strom um bis zu 13 Prozent
und bei Wasser um etwa zehn Prozent. Initiatoren des Pilotprojekts
waren der evangelische Kirchenkreis Hattingen-Witten, die Stadt
Hattingen, der Katholische Gemeindeverband Hattingen-Schwelm
und die Energieagentur NRW.

165 Millionen Euro für den ländlichen Raum 

Die Land- und Forstwirte sowie die Kommunen haben 2006 im Rah-
men des NRW-Programms „Ländlicher Raum“ rund 165 Mio. Euro er-
halten. Rund 90 Mio. Euro davon entfielen auf Agrarumweltmaß-
nahmen, den Vertragsnaturschutz und die Ausgleichszulage für be-
nachteiligte Gebiete.Weitere Förderbereiche stellen die Dorferneue-
rung und die Flurbereinigung mit zusammen 24,5 Mio. Euro dar, die
Forstmaßnahmen mit 17,5 Mio. Euro sowie die Agrarinvestitionsför-
derung mit 14,5 Mio. Euro. Ende 2006 läuft das NRW-Programm
„Ländlicher Raum“ aus, für das die Landesregierung in den vergan-
genen sieben Jahren insgesamt 788 Mio. Euro bereitgestellt hat. In
der neuen Förderperiode 2007 bis 2013 will sie die Entwicklung des
ländlichen Raums mit knapp 800 Mio. Euro unterstützen.

30 Jahre deutsch-niederländische Kooperation
beim Naturschutz

Der grenzüberschreitende Naturpark Maas-Schwalm-Nette blickt
auf sein 30-jähriges Bestehen zurück. Beim Festakt im niederländi-
schen Roermond betonte NRW-Umweltminister Eckhard Uhlenberg
die Bedeutung der deutsch-niederländischen Kooperation. Um die
gute Zusammenarbeit weiter zu verbessern, wurde ein Zweckver-
band gegründet, der die projektbezogene Arbeit im Naturpark bün-
deln und intensivieren soll. Der Naturpark erstreckt sich beiderseits
der deutsch-niederländischen Grenze und umfasst Teile der Kreise
Kleve, Viersen und Heinsberg sowie der Stadt Mönchengladbach
und auf niederländischer Seite Gebiete von elf Gemeinden von Echt-
Susteren im Süden bis Venlo im Norden.
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T I T E L

Trotz hinreichend klarer Vorgaben 

im Koalitionsvertrag der CDU-FDP-

Landesregierung ist die Reform der

NRW-Gemeindeordnung ins 

Stocken geraten, insbesondere über

den Status der Bürgermeister und 

Bürgermeisterinnen

Bürgermeisterwahlzeit
stiftet neuen Streit

Die die Landesregierung tragenden Partei-
en CDU und FDP haben sich in ihrer Koa-
litionsvereinbarung vom 16.06.2005 auf

die Fortführung
des 1994 begon-
nenen Reformpro-
zesses der Kom-
munalverfassung
geeinigt. Basis der
Ü b e r l e g u n g e n

sollte der Bericht der Reformkommission
des NRW-Innenministeriums von 2002
sein.

Die damalige Expertenkommission hat-
te den Auftrag zu prüfen, ob es infolge des
übereilten Abschlusses der parlamentari-
schen Beratungen 1994 und anlässlich der
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Noch werden die Stimmen für Bürgermeister und Räte in NRW wie hier bei der Kommunalwahl im 
September 2004 am selben Tag abgegeben und ausgezählt

Änderungen in den Folgejahren (bis 2002
zehn Änderungen;bis 2006 15 Änderungen)
zu Spannungen aufgrund der Nordrhein-
Westfälischen Gemeindeordnung gekom-
men ist. Insbesondere sollte sich die Exper-
tenkommission mit der Frage beschäftigen,
ob die Kompetenzen von Rat und Bürger-
meister genauer austariert werden können
und ob die Kommunikation zwischen
hauptamtlicher und ehrenamtlicher Ver-
waltung hinreichend öffentlich und umfas-
send ausgestaltet ist.

Insofern lohnt ein Vergleich der Empfeh-
lungen der Expertenkommission mit den
Eckpunkten aus der Koalitionsvereinba-
rung. Darin heißt es: „Die Stellung der
(Ober-)Bürgermeister und Landräte im Sys-
tem des kommunalen Verfassungsrechts im
Hinblick auf Entscheidungs- und Verant-
wortungsabgrenzung zum Rat beziehungs-
weise Kreistag soll neu bestimmt werden.“
Die Einzelaspekte hinter dieser Aussage
machen - neben der umstrittenen Reform
des Gemeindewirtschaftsrechts - maßgeb-
lich den seit Monaten schwelenden partei-
internen Streit aus.

VERLÄNGERUNG DER AMTSZEIT

Bereits vor Reform der NRW-Gemeinde-
ordnung im Jahre 1994 gehörte die Frage
der Verlängerung der Amtszeit des Haupt-
verwaltungsbeamten und die damit zu-
sammenhängende Abschaffung der ver-
bundenen Bürgermeister- und Ratswahl
zu den umstrittensten Reformvorhaben.
Die Expertenkommission aus dem Jahre
2002 konnte sich in dieser Frage nicht eini-
gen und kam mehrheitlich zu der Empfeh-
lung, die Bürgermeister nicht zeitgleich
mit dem Rat zu wählen und die Amtszeit
des Bürgermeisters auf sechs Jahre festzu-
setzen.

Demgegenüber will die CDU-FDP-Lan-
desregierung die Amtszeit der (Ober-) Bür-
germeister und Landräte auf acht Jahre aus-
dehnen. Dies deckt sich mit einem Be-
schluss des Präsidiums des Städte- und
Gemeindebundes Nordrhein-Westfalen
(StGB NRW) vom 20.02.2000. Für die Ver-
längerung der Amtszeit der Hauptverwal-
tungsbeamten spricht im Wesentlichen:

• die hiermit verbundene Stärkung der Un-
abhängigkeit des Amtsinhabers. Dieser
wird weniger aufgrund der politischen
Grundstimmungen gewählt,sondern viel-
mehr aufgrund seiner persönlichen und
fachlichen Kompetenz.

• die größere Kontinuität der Amtsführung
• die größere Attraktivität des Amts für Be-

werber aus der freien Wirtschaft

Dagegen wird unter anderem angeführt,
dass 

• die Verlängerung der Amtszeit maßgeb-
lich unter versorgungsrechtlichen Aspek-
ten betrieben wird;

• Rats- und Bürgermeisterwahl im Prinzip
nicht zu trennen sind, da auch die Partei-
en sich bei der Bürgermeisterwahl enga-
gieren;

• die Wahlbeteiligung bei Bürgermeister-
wahlen rapide zurückgehen würde und
nicht einzusehen wäre, warum die Bürge-
rinnen und Bürger bei der Besetzung des
Bürgermeisteramtes weniger wählen dür-
fen als bei der Besetzung des Rates.

FRAGE DER PERSONALFÜHRUNG

Mit der Neufassung des § 74 GO im Jah-
re 1994, wonach - vorbehaltlich einer ande-
ren Regelung in der Hauptsatzung - der

Hans-Gerd von Lennep
ist Beigeordneter für
Recht und Verfassung
beim Städte- und 
Gemeindebund NRW

D E R  AU TO R
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Hauptverwaltungsbeamte die beamten-,
arbeits- und tarifrechtlichen Entscheidun-
gen trifft, sollte es allen Städten, Gemein-
den und Kreisen ermöglicht werden, diese
Zuständigkeiten für sie angemessen zu re-
geln. Zu Fragen der Personalkompetenz gab
es in der Vergangenheit zwei Gerichtsent-
scheidungen. Das Verwaltungsgericht Aa-
chen hat entschieden, dass sich der Rat
nicht jegliche Personalkompetenz vorbe-
halten kann. Das Verwaltungsgericht Min-
den hat für eine kleine kreisangehörige Ge-
meinde eine Entscheidungsgrenze von da-
mals 10.000 D-Mark für zulässig erachtet
und dies damit begründet, dass 93 Prozent
der Entscheidungen in diesem Rahmen lä-
gen.

Da § 62 Abs. 1 GO dem Bürgermeister die
Verantwortung für die gesamte Verwaltung
zuweist, erfordert dies nach Ansicht der Ex-
pertenkommission kongruente Kompeten-
zen der organisatorischen Personalführung
mit den dienstrechtlichen Personalent-
scheidungen. Insofern wurde die Frage dis-
kutiert, ob § 74 Abs. 1 Satz 3 GO gänzlich zu
streichen sei, um dem Bürgermeister um-
fassende Personalentscheidungskompe-
tenz zuzuweisen.

Die Expertenkommission hat diesbezüg-
lich die Empfehlung ausgesprochen, § 74
Abs. 1 Satz 3 GO zu ändern. Künftig sollte die
Hauptsatzung bestimmen können, dass die
beamten-,arbeits- und tarifrechtlichen Ent-
scheidungen über Führungskräfte - unmit-
telbar unterhalb der Beigeordneten- oder
Dezernentenebene - vom Rat im Einverneh-
men mit dem Bürgermeister getroffen wer-
den. Komme es zu keinem Einvernehmen,
sollte der Rat mit einer Mehrheit von zwei
Drittel der Stimmen der Anwesenden allein
entscheiden. Bei Nichterreichen der Zwei-
drittelmehrheit sei nach Auffassung der
Kommission ein erneuter Versuch des Ein-
vernehmens zu unternehmen.

Diese Empfehlung der Expertenkommis-
sion entsprach der Forderung des StGB
NRW-Präsidiums, die personalrechtlichen
Befugnisse zwischen Bürgermeister und
Rat neu zu regeln. Die vorgeschlagene
Kann-Regelung für Personalentscheidun-
gen des Leitungspersonals im Einverneh-
men zwischen Bürgermeister und Rat gibt
beiden Organen einen gleichrangigen Ein-
fluss auf das Führungspersonal, überlässt
andererseits alle weiteren Personalent-
scheidungen dem Bürgermeister als Allein-
verantwortlichem für die gesamte Verwal-
tung.

Verwaltung, Politik und Repräsentation gehören
in NRW zu den Aufgaben der hauptamtlichen
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister - hier der
2004 gewählte Verwaltungschef von Detmold
Rainer Heller (r.) mit seinem Amtsvorgänger
Friedrich Brakemeier

RÜCKHOLRECHT DES RATES

Gemäß § 41 Abs. 3 gelten Geschäfte der
laufenden Verwaltung im Namen des Rates
als auf den Bürgermeister übertragen,soweit
nicht der Rat sich, einer Bezirksvertretung
oder einem Ausschuss für einen bestimmten
Kreis von Geschäften oder für einen Einzelfall
die Entscheidung vorbehält.Mit dieser Ände-
rung der Kommunalverfassung 1994 wurde
die bislang geltende Unterscheidung zwi-
schen „einfachen Geschäften der laufenden
Verwaltung“ und „Geschäften der laufenden
Verwaltung“ aufgegeben.

Die damals bereits diskutierte Idee, dem
Bürgermeister die Geschäfte der laufenden
Verwaltung in eigener gesetzlicher Zustän-
digkeit zuzuweisen, fand im Gesetzgebungs-
verfahren keine Mehrheit.Denn dies hätte die
Zuständigkeit des Rates für alle Verwaltungs-
angelegenheiten in Frage gestellt oder besei-
tigt. Diskutiert wurde in der Expertenkom-
mission,ob das Rückholrecht des Rates abge-
schafft werden sollte. Dies wurde vonseiten
des Präsidiums des StGB NRW befürwortet.
Das Gremium war der Auffassung, dass man
nur so der Stellung des Bürgermeisters als Lei-
ter der Verwaltung und unmittelbar demo-
kratisch legitimiertem Organ gerecht werde.

Die Expertenkommission stellte fest,
dass es im Anschluss an die Kommunalwahl
1999 zahlreiche und vielschichtige Aktivitä-
ten zur Neuabgrenzung der Aufgaben von
Bürgermeister und Rat gegeben habe. Dies
würde es nahelegen, eine befriedende ge-
setzliche Regelung zu suchen. Gleichwohl
war man der Auffassung, dass die Streitig-
keiten, die mit dem Rückholrecht zusam-
menhängen, doch lokale Ursachen haben
und letztlich eine sachgerechte Abgrenzung
der Aufgabenwahrnehmung am besten vor
Ort vorzunehmen sei. Insofern sah die Ex-
pertenkommission von einer Empfehlung
zur Änderung des § 41 Abs. 3 GO ab.

KONTROLLE DER VERWALTUNG

Die Expertenkommission hatte empfoh-
len, das Informations- und Akteneinsichts-
recht der Ratsmitglieder auszubauen. Dies
geschah unter Hinweis auf eine Regelung in
Niedersachsen, nach der das einzelne Rats-
mitglied zum Zweck der Überwachung und
eigenen Unterrichtung vom Bürgermeister
Auskünfte in allen Angelegenheiten der Ge-
meinde verlangen kann.

Die Koalitionsvereinbarung in Nord-
rhein-Westfalen beschränkt sich auf eine

Aussage, dass einzelnen Ratsmitgliedern
und Gruppen ein Anspruch auf angemesse-
ne und zur Mandatsausübung notwendige
Mittelausstattung eingeräumt werden soll.
Gleichzeitig ist vorgesehen, die Mindest-
fraktionsgröße im kreisangehörigen Be-
reich auf zwei Personen und im kreisfreien
Bereich auf drei Personen festzulegen.

Während bei Fraktionen und Gruppie-
rungen ein erhöhter Kommunikationsauf-
wand entsteht, der eine Gleichstellung zwi-
schen Gruppierung und Fraktion rechtfer-
tigt, fehlt dies beim einzelnen Ratsmitglied.
Da dieses nicht mit sich selbst Kommunika-
tion betreiben muss, ist eine entsprechende
Mittelausstattung nicht erforderlich.

Vielmehr würde es sich in solchen Fällen
um eine Erhöhung der Aufwandsentschädi-
gung im Sinne des § 45 GO handeln. Wenn
dies gewollt ist, so wäre dies auch in dieser
Norm zu regeln. Hinzu kommt, dass die Be-
grifflichkeit der „notwendigen Mittelaus-
stattung“ gesetzestechnisch unzureichend
ist und in der Praxis zu erheblichen Abgren-
zungsschwierigkeiten führen wird.

Die jüngsten Pressemitteilungen über
den Stand der Diskussion zur Reform der
Gemeindeordnung zeigen: Der Ton wird
rauher. Ein Vier-Augen-Gespräch zwischen
den Fraktionsvorsitzenden von CDU und
FDP wurde ohne weitere Terminierung ab-
gesagt. „Die Bürgermeister sind jetzt Chef-
sache“, titelten die „Ruhr-Nachrichten“ am
26.09.2006. Die nächsten Kommunalwah-
len finden im Herbst 2009 statt.Gleichwohl
drängt die Zeit - insbesondere dann, wenn
im Zuge der GO-Reform auch das Kommu-
nalwahlgesetz geändert werden soll. ●
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Seit Mitte der 1980er-Jahre werden in der
Bundesrepublik zwei große Reforman-

sätze für die Kommunalverwaltung disku-
tiert. Ein Ansatz zur
Kommunalverfas-
sungsreform sah in
den unklaren Lei-
tungsstrukturen
der norddeutschen
Städte und Ge-
meinden einen we-
sentlichen Grund
für deren finanziell
schlechtere Lage
als die der süddeut-
schen Städte. Poli-
tik- und Verwal-
t u n g s w i s s e n -
schaftler schlagen
als Abhilfe die Stär-
kung des Verwal-
tungschefs nach
dem Vorbild des

Bürgermeisters in der süddeutschen Rats-
verfassung und die Direktwahl des Verwal-
tungschefs vor. Der zweite Ansatz zielt auf
eine grundlegende Binnenreform der Kom-
munalverwaltung nach dem Vorbild von
Wirtschaftsunternehmen.

Ich verfolge die Reformdiskussion seit
meiner ersten Wahl zum Hauptverwal-
tungsbeamten 1980. Die ersten konkreten
Erkenntnisse lieferte in Nordrhein-Westfa-
len 1986 die so genannte Schleberger-Kom-
mission in der Kommunalpolitischen Verei-
nigung der CDU. Seitdem gibt es eine Fülle
von Auseinandersetzungen zu der Thematik
- insbesondere in der landes- und kommu-
nalpolitischen Arbeit der Parteien, Fachver-
bände und kommunalen Spitzenverbände.

In den Diskussionen, die auch heute
wieder aufflammen, gibt es seit fast 20
Jahren jeweils eine fachliche und eine po-
litische Wahrnehmung des Themas. In den
politischen Foren werden die in Umfragen,
Analysen sowie in der Fachliteratur vertre-
tenen Gesichtspunkte, die für eine Verlän-
gerung der Bürgermeister-Wahlzeit und
die Entkoppelung von der Ratswahl spre-
chen, von denjenigen beiseite geschoben,

die Veränderungen der Machtstrukturen
zu ihrem Nachteil befürchten. Das sind die
Akteure auf der Ebene der - ohne jeden
Zweifel - wichtigen Fraktionsvorsitzenden,
der Ratsmitglieder sowie herausragende
Akteure in der Bürgerschaft, den Unter-
nehmen und Vereinen oder auch solche
aus der Funktionärsebene der politischen
Parteien.

ZUKUNFTSFÄHIGES MANAGEMENT

Es geht aber nicht um die Veränderung
von Machtstrukturen, sondern um die Zu-
kunftsfähigkeit des Ma-
nagements an der Spitze
des „Konzerns Stadt“. Un-
sere Gesellschaft und zu-
vörderst die Kommunen
können die großen Heraus-
forderungen der Zukunft
nur bewältigen, wenn es
gelingt, Visionen für die
Entwicklung unserer Städ-
te und Gemeinden zu vermitteln. Das ist
eine anspruchsvolle Aufgabe - gerade für
die Bürgermeister, die in ihrer Person seit
eh und je das Spannungsverhältnis zwi-
schen politischer Rationalität und effi-

zienter Verwaltungsführung überbrücken
müssen.

So kommt ihnen eher die Aufgabe eines
Moderators zu, der möglichst von allen Be-
teiligten getragene Lösungen entwickeln
muss, insbesondere wenn die Entschei-
dungsfindung konfliktreich ist. Bürger-
meister sind im Idealfall Promoter von Re-
formen gegenüber dem Rat und der Bür-
gerschaft und müssen als Moderator
sowie Lotse die Meinungen sammeln und
lenken.

Viele Untersuchungen und Publikatio-
nen kommen zu dem Ergebnis, dass die
Stärkung der Position des Bürgermeisters
nach dem Vorbild der süddeutschen Rats-
verfassung der richtige Weg ist. Ferner er-
fordert die fortwährende Binnenmoderni-
sierung der Kommunalverwaltung offen-
kundig einen analytisch denkenden
Bürgermeister.

Analytisch denken heißt, mit Daten und
Informationen umzugehen,
daraus für das strategische
Management oder für die
Zukunft der Stadt Folgerun-
gen zu treffen, dazu den
wirtschaftlichen und finan-
ziellen Überblick zu behal-
ten. Ein solcher Typ Verwal-
tungschef wird es nicht
leicht haben, von der Bür-

gerschaft als ihresgleichen angesehen und
gewählt zu werden. Deshalb bedarf es
auch einer ausgeprägten Sozialkompetenz
und des Geschicks im Umgang mit Men-
schen.

Reformgedanken zur
Vollendung bringen

Elmar Reuter ist
Bürgermeister der Stadt
Olsberg und Sprecher
der CDU-Gruppe im
StGB NRW-Präsidium
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„Westfälische Nachrichten“ vom 07.11.2006
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Verlängerung der 

Bürgermeister-Wahlzeit
sowie zur Entkopplung von

Bürgermeisterwahl und
Ratswahl
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ABSCHIED VOM „MACHTMENSCHEN“

Damit ist der „ausgeprägt machtbe-
wusste Bürgermeister“ der Vergangenheit
zuzuordnen. Bürgermeister der Zukunft
müssen eine herausragende Persönlichkeit
besitzen,kreativer und innovativer Kommu-
nikator sein, aber weniger ein traditioneller
Machtmensch.

Angesichts solcher Herausforderungen
wird auf eine andere Art und Weise als in
der häufig eher machtpolitisch geführten
Diskussion deutlich, dass eine Verlänge-
rung der Wahlzeit der Bürgermeister eine
größere Kontinuität der Amtsführung in
genau dieser Konstellation sichert. Sie gibt
den betreffenden Persönlichkeiten Gele-
genheit, ihre Vorstellungen innerhalb die-
ser verlängerten Amtszeit durchzusetzen.
Die Bürger können am Ende der Wahlzeit
anhand der realisierten Projekte und Maß-
nahmen erkennen, inwieweit ein Amtsin-
haber das in ihn gesetzte Vertrauen recht-
fertigt.

Das ist bei der gegenwärtigen fünfjäh-
rigen Amtszeit unter Berücksichtigung ei-
ner Einarbeitungszeit und der Langfristig-
keit von Veränderungsprozessen kaum
möglich. Aus Sicht der Personalgewinnung
diente eine längere Amtszeit sicherlich
auch dazu, das Amt attraktiv auszugestal-
ten. Man sollte dem auch dadurch Rech-
nung tragen, dass die Rechtsstellung der
(Ober-)Bürgermeister und Landräte ge-
setzlich geregelt wird, um die Attraktivität
dieser Ämter auch durch status- und ver-
sorgungsrechtliche Vorschriften zu erhö-
hen.

Die Abkopplung von der Wahlzeit des Ra-
tes, die schon immer heftig diskutiert wor-
den ist, aber sich mehrheitlich auf den ver-
schiedensten Ebenen als Forderung durch-
gesetzt hat, beruht vornehmlich auf der
Überlegung, dass nicht die parteipolitische
Zugehörigkeit des Bürgermeisters, sondern
seine Fachlichkeit zur Ausübung der Aufga-
be im Vordergrund steht. Die durch ihre ei-
genständige Wahl legitimierten Hauptver-
waltungsbeamten sind in ihrer persönli-
chen und fachlichen Unabhängigkeit
gestärkt, können die Verwaltung effektiver
führen und für fundierte politische Vorstel-
lungen im Rat besser werben.

Mein Fazit: Es ist an der Zeit, nun endlich
die Reformgedanken zur Vollendung zu
bringen. Ich bin für eine achtjährige Wahl-
zeit der Hauptverwaltungsbeamten und die
Abkopplung von der Ratswahl. ●

Keine Überraschung: Manche, die vor der
Kommunalwahl 1999 für die Verlänge-

rung der Wahlzeit der jetzt hauptamtlichen
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister von
fünf auf acht Jahre und für die Abkopplung
der Bürgermeisterwahlen von den Rats-
wahlen gewesen sind, sehen das heute dif-
ferenzierter. Die Argumente für oder gegen
die Abkopplung der Wahlen und die Verlän-
gerung der Amtszeit sind hinlänglich be-
kannt, die kommunal- und verbandspoliti-
schen Positionen scheinen festgezurrt.

Dennoch geraten die Lager in Bewe-
gung - einerseits wegen der koalitions-
bezogenen Betrachtungen im Düsseldorfer
Landtag, andererseits wohl auch deshalb,
weil sich zur Mitte der 2. Kommunalwahl-
periode nach 1999 einiges klarer zeigt. Die
Befürworter einer längeren Wahlzeit se-
hen darin eine Steigerung der Attraktivität
des Bürgermeisteramtes und insbesonde-
re eine notwendige Regelung, um Kandi-
datinnen oder Kandidaten außerhalb des
öffentlichen Dienstes den Zugang zum
Bürgermeisteramt - frei von Risiken oder
Benachteiligungen für ihre Versorgungs-
ansprüche - zu öffnen. Dies war und ist ein
wichtiges Argument.

Gleichwohl muss dies nicht überzeugen,
weil die Versorgung nach vorübergehender
Ausübung politischer Mandate einer gene-
rellen, in Teilbereichen bereits auf den Weg
gebrachten Neuregelung bedarf. Dem be-
rechtigten Anliegen, qualifi-
zierte, leistungsorientierte
und zulässigerweise auch ih-
re eigene spätere Versorgung
betrachtende Bewerberin-
nen oder Bewerber für ein
Bürgermeisteramt zu gewin-
nen, muss durch ein eigen-
ständiges Dienstrecht Rech-
nung getragen werden.Die Verfestigung tra-
dierter beamtenrechtlicher Versorgung
verstellt hier den Blick für das Notwendige.

AMBIVALENTE KONTINUITÄT

Eine längere, beispielsweise achtjährige
Amtszeit ermöglicht den Bürgermeisterin-

nen und Bürgermeistern unbestreitbar eine
kontinuierlichere Amtsführung. Ihnen bleibt
mehr Zeit für die Realisierung ihrer Vorstel-
lungen und - so sollte
es sein - für erfolgrei-
ches Arbeiten. Für
beides gelten aber die
jeweiligen kommu-
nalpolitischen Rah-
menbedingungen.
Ebenso wenig wie es
Argumente dafür
gibt, dass erfolgrei-
ches Arbeiten nach
einer kürzeren Wahl-
zeit von fünf Jahren
nicht fortgesetzt wer-
den könnte, gibt es
solche dafür, dass bei
Verbleib im Amt nach
zwischenzeitlicher
Änderung der Rats-
mehrheiten allein die
Tüchtigkeit oder das Können Garant für die
Fortsetzung überzeugender bürgermeister-
licher Leistung sein werden.

So relativiert sich die Bedeutung der
Wahlzeit. Erfolgreiche,überzeugende Amts-
inhaber werden damit weniger Schwierig-
keiten haben. Sie dürfen auf ihre Bestäti-
gung für eine folgende Wahlzeit setzen.Soll-
ten hingegen Reputation und Leistung aus
welchen Gründen und wo auch immer un-

terschiedlich eingeschätzt
werden, bieten Bürgermeis-
terwahlen auch nach fünf
Jahren durchaus Gelegen-
heit, eine politische Legiti-
mation zu festigen - oder zu
verlieren.

In dem Maße, wie die Ar-
gumente für eine längere

Wahlzeit der Bürgermeister an Gewicht ver-
lieren, schwindet auch deren Bedeutung für
die Abkopplung der Bürgermeisterwahl von
der Ratswahl. Unsere Städte brauchen bei-
des: Gute Bürgermeisterinnen und Bürger-
meister wie ebenso gute Ratsmitglieder -
und sie brauchen ein überzeugendes Zu-
sammenwirken von Rat und Verwaltung.

Erfolg auch in fünf 
Jahren möglich 

Erhard Pierlings ist
Bürgermeister der Stadt
Meinerzhagen und 
Sprecher der SPD-
Gruppe im StGB NRW-
Präsidium

Stellungnahme zur 
Verlängerung der 

Bürgermeister-Wahlzeit
und zur Entkopplung von
Bürgermeisterwahl und

Ratswahl
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KLARE KOMPETENZZUORDNUNG

Letzteres setzt möglichst wenig an Span-
nungen, Reibungsverlusten oder gar Blocka-
den zwischen Bürgermeister, Fraktionen und
Verwaltung voraus,vielmehr eine klarere,der
Verantwortung des Bürgermeisters gerecht
werdende Zuordnung der Kompetenzen.Hier
mag - auch historisch betrachtet - der Kern
des Problems liegen.

Waren es vor 1999 vielerorts die auseinan-
derstrebenden Kräfte zwischen (formell) 
ehrenamtlichen Oberbürgermeistern und
Bürgermeistern auf der einen sowie hauptbe-
ruflichen Oberstadtdirektoren und Stadtdi-
rektoren auf der anderen Seite, die zuneh-
mend als System belastend empfunden wor-
den sind und letztlich zur Reform der
Gemeindeordnung geführt haben,so können
es heute wiederum hier und da ähnliche aus-
einanderstrebende Kräfte sein,jetzt zwischen
hauptamtlichen Bürgermeistern und den
Vorsitzenden der Ratsfraktionen,die das kom-
munalpolitische Handeln erschweren.

Dieses Phänomen ist offensichtlich sys-
temimmanent. Es tritt lediglich wegen der
unterschiedlichen individuellen,persönlichen
Verhältnisse in den Kommunen mal stärker,
mal schwächer oder auch gar nicht zutage.Je-
denfalls dürfte es durch die Entkopplung der
Wahlzeiten eher verschärft werden. Dem ge-
genüber eröffnet der Gleichlauf der Wahlzei-
ten auch hier Transparenz in der kommunal-
politischen Auseinandersetzung und - jeden-
falls da,wo die Dinge zum Guten bestellt sind
- auch das gemeinsame Herausstellen erfolg-
reicher Arbeit in Politik und Verwaltung.

Zusätzliche Termine für Bürgermeister-
wahlen lassen außerdem kaum auf hohe
Wahlbeteiligungen hoffen.Dies zeigen die Er-
fahrungen aus den Stichwahlen. Eher steht
zu erwarten, dass entkoppelt sowohl Rats-
wie auch Bürgermeisterwahlen noch schwä-
chere Wahlbeteiligungen finden werden.

Auch wenn der Städte- und Gemeinde-
bund Nordrhein-Westfalen es anders sieht:
Die fünfjährige Wahlzeit für Bürgermeisterin-
nen und Bürgermeister macht - künftig aus-
gestaltet mit einem eigenständigen Dienst-
recht und einer klaren Kompetenzzuweisung
- Sinn. Sie belebt die notwendige Auseinan-
dersetzung innerhalb der kommunalpoliti-
schen Gruppen ebenso wie die zwischen Poli-
tik und Administration. Sie sorgt für Transpa-
renz und hält für die Amtsinhaber oder die
Amtsbewerber zeitgleich mit den Wahlen zu
den Räten beides offen - Bestätigung wie Ab-
lehnung. ●

Die Diskussion über eine Kommunalver-
fassungsreform verläuft in Nordrhein-

Westfalen trotz klarer Aussagen in der Ko-
alitionsvereinbarung und klarer Überein-
stimmung in den programmatischen
Aussagen beider Regierungsparteien über-
raschend bedenkenschwer und zähflüssig.
Im Gegensatz zu allen benachbarten Bun-
desländern - und erst recht Süd- und Ost-
deutschland - hat Nordrhein-Westfalen
nach jahrzehntelanger Diskussion und ei-
ner fünfjährigen Übergangsphase mit der
Kommunalwahl im Jahre 1999 endgültig
von der norddeutschen Ratsverfassung Ab-
schied genommen. Diese von den Englän-
dern nach dem Krieg eingeführte Verfas-
sung mit dem Charakteristikum des allzu-
ständigen Rates, des ehrenamtlichen
Bürgermeisters und der Ratsexekutive in
Form des Stadt- oder Gemeindedirektors
wurde durch Zusammenlegung der Ämter
des Bürgermeisters und des Verwaltungs-
chefs beendet.

Mit dem Bürgermeister neuer Art wur-
den kommunalverfassungsrechtlich zwei
Organe geschaffen, welche die Bürger-
schaft vertreten. In der Konsequenz wer-
den auch beide Organe unabhängig 
voneinander gewählt und 
haben jeweils eigene Kom-
petenzbereiche. Der Bür-
germeister und sein Ver-
waltungsvorstand spiegeln
die Notwendigkeit zuneh-
mender Professionalisie-
rung wider - gerade ange-
sichts der Größe nordrhein-
westfälischer Kommunen.
Der Rat stellt die ehrenamtliche Vertre-
tung dar und ist Ausdruck des Grundsat-
zes repräsentativer Demokratie.

Nach dem Willen des Gesetzgebers
sollten beide Organe für die Bürgerschaft
klar erkennbare Verantwortungsbereiche
haben, über deren Wahrnehmung die Bür-
gerschaft durch den Wahlakt ihr Urteil ab-
geben sollte. Beide Wahlakte wurden un-
terschiedlich ausgeprägt, denn bei der
Wahl des hauptamtlichen Bürgermeisters
sollte der Aspekt der Persönlichkeit, deren

Qualifikation und soziale Kompetenz,
Führungseigenschaft und Bürgernähe 
von entscheidender Bedeutung sein.
Anders hingegen 
ist die Ratswahl
strukturiert, bei der,
neben der Gemein-
deordnung und
dem Kommunal-
wahlrecht, das Par-
teiengesetz gewis-
se „Spielregeln“ vor-
gibt.

WAHLZEIT MEIST 
ENTKOPPELT

Die in fast allen
Bundesländern vor-
genommene Her-
vorhebung der Unterschiedlichkeit beider
kommunaler Organe durch Festlegung ei-
nes klaren Kompetenzkatalogs für Rat
und Bürgermeister ist in Nordrhein-West-
falen ebenso wenig durchgeführt worden
wie die Entkopplung der Wahlzeiten.
Grundgedanke war, dass der Bürgermeis-
ter als Persönlichkeit in einer längeren,

der durch vielfache Wil-
lensbildung verlangsam-
ten kommunalen Entwick-
lung gerecht werdenden
Wahlperiode für Kontinui-
tät sorgen sollte. Hinge-
gen sollte der Rat im übli-
chen Zyklus von meist fünf
Jahren erneuert oder be-
stätigt werden. Unter die-

ser bipolaren Betrachtung haben, mit Aus-
nahme von Nordrhein-Westfalen, die
meisten Länder unterschiedliche Wahlzei-
ten für Bürgermeister und Rat eingeführt.

Bei der Betrachtung nordrhein-westfä-
lischer Diskussionsverläufe muss man im-
mer wieder die Grundalternativen und de-
ren Akzentuierung betrachten:

• Soll der Bürgermeister parteipolitisch
eingebunden und ratsorientiert sein
oder soll er persönlichkeitsdefiniert und

Gute Beschlüsse in die
Tat umsetzen 

Werner Becker-Blonigen
ist Bürgermeister der
Stadt Wiehl

Stellungnahme zur 
Verlängerung der 

Bürgermeister-Wahlzeit
sowie zur Entkopplung von

Bürgermeisterwahl und
Ratswahl
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gesamtbürgerschaftlich bezogen sein?
• Sollen die Bürger an der personellen Ent-

scheidung über den Bürgermeister und
der Zusammensetzung von Vertretungs-
gremien maßgeblich beteiligt sein oder
soll die Wahlentscheidung durch die Vor-
auswahl der Parteien geprägt sein?

Nach Belieben könnte man noch die
Elemente von direkter und repräsentativer
Demokratie in der Gemeinde erörtern,
aber das wäre ein noch weitergehendes
Thema. Tatsache ist, dass Süd- und Süd-
westdeutschland sowie Nord- und Ost-
deutschland ihre Kommunalverfassung in
oben beschriebener Weise fortentwickelt
haben. Zuletzt hat Niedersachsen, ausge-
hend von derselben britisch induzierten
Kommunalverfassung, die Wahlzeiten für
Rat und Bürgermeister entkoppelt, deren
Kompetenzen katalogisiert und abge-
grenzt sowie Kumulieren und Panaschie-
ren eingeführt.

STÄRKERES PERSÖNLICHKEITSPROFIL

Die Entwicklung in den anderen Bundes-
ländern hat zu einem deutlich verstärkten
Persönlichkeitsprofil bei den Anforderun-
gen an das Amt des Bürgermeisters ge-
führt. Ähnliches gilt für die Ratswahl. Die
Klarheit der Verantwortung hat mehr Trans-
parenz für die abstimmenden Bürger er-
bracht und andererseits den werbenden
Parteien andere, bürgerschaftlich orientier-
te Anstrengungen auferlegt. Der aktive Ein-
fluss der Parteien auf das kommunale Ge-
schehen ist keineswegs geschrumpft,er hat
nur einen anderen Akzent und Bezug erhal-
ten.

In Nordrhein-Westfalen müssten wir die
Entwicklung in den Nachbarbundeslän-
dern sorgfältiger beobachten und mit dem
„Lackmustest der Bürgernähe und sozialen
Identifikation“ prüfen. Stattdessen disku-
tieren wir über „Sonnenkönige“ - dieser Ha-
bitus ist nicht amtsabhänigig, sondern in
vielen Funktionsbereichen zu beobachten -,
Kosten des Wahlkampfs, Wahlhäufigkeit,
geringe Wahlbeteiligung (dann dürfte der
Landtag des Landes Sachsen-Anhalt die
letzte Wahl gar nicht angenommen haben)
und vieles mehr - und zwar weitgehend un-
ter dem Gesichtspunkt der parteipoliti-
schen Opportunität und des Erhalts von
Einfluss.

Meine Schlussfolgerung nach fast 28
Dienstjahren - 18 als Stadtdirektor und

zehn als Bürgermeister - ist, dass man klar
wissen muss,

• welche Bedingungen man schaffen und
welche Persönlichkeiten man für die
Wahrnehmung öffentlicher Ämter gewin-
nen will;

• welcher Grad an Mitwirkung der Bürger-
schaft eingeräumt werden soll und wie-
viel Vorenthaltung die parteipolitische De-

finition von Demokratie sich zu praktizie-
ren zutraut.

Die Beispiele aus Rheinland-Pfalz, Ba-
den-Württemberg, Niedersachsen und vie-
le andere sollten uns ermahnen, keine
Scheindiskussion zu führen und keinen Po-
panz aufzubauen. Die Koalition sollte den
Mut haben, einmal gefasste Beschlüsse
auch in die Tat umzusetzen. ●
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„Westfalenpost“ vom 10.11.2006
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Die Diskussion über die Verlängerung
der Bürgermeister-Amtszeit sowie die

Entkopplung von Bürgermeisterwahl und
Ratswahl dreht sich
nur vordergründig
um den Zeitraum,
der dem Bürgermeis-
ter für seine Amts-
führung gegeben
wird. Dahinter steht
das gewichtige Pro-
blem, wie die Macht-
verteilung zwischen
Bürgermeister, Rat
und Bürgerschaft
auszugestalten ist.

Die Befürworter
einer fünfjährigen
Amtszeit sehen in
der Kopplung von

Rats- und Bürgermeisterwahl eine Stär-
kung des Rates und der Fraktionen, weil der
politische Zusammenhang zwischen der
Person Bürgermeister und den ihn stützen-
den oder gegen ihn opponierenden Partei-
en deutlich wird. Sie befürchten bei einer
Trennung dieser Wahlen einen Bedeu-
tungsverlust für den Rat und bei beiden
Wahlen eine geringe Beteiligung der Bür-
gerschaft. Zudem gehen sie bei einer länge-
ren Wahlperiode von einer allzu starken
Machtstellung des Amtsinhabers aus
(„Sonnenkönig“).

Demgegenüber heben die Befürworter
einer längeren Amtsperiode die Vorteile ei-
ner persönlichkeitsorientierten Wahl hervor,
durch die das Beteiligungsrecht der Bürger-
schaft gestärkt und eine größere Identifika-
tion der Bürger mit ihrer Gemeinde erreicht
werden kann.Auch sollen die direkt gewähl-
ten Bürgermeister als Vertreter der gesam-
ten Bevölkerung angesehen werden.Die län-
gere Amtszeit soll ihnen Gelegenheit geben,
grundlegend neue Projekte zu beginnen und
auch gegen Widerstände durchzuführen.

KONZEPTION DIREKTWAHL BEWÄHRT

Verkürzt gesagt stehen sich in diesen Ar-
gumentationen eine Betonung des Prinzips

der repräsentativen Demokratie und eine
persönlichkeitsorientierte Ausgestaltung
des direkt gewählten Bürgermeisteramts
gegenüber. Nach nunmehr zehn Jahren Er-
fahrung ist für mich persönlich deutlich,
dass sich die Konzeption
des Gesetzgebers, durch
die Direktwahl die persona-
le Verantwortung des Bür-
germeisters und den Ein-
fluss der Bürgerschaft zu
stärken, bewährt hat und
ausgebaut werden sollte.
Ich halte es deshalb für
richtig, die Amtszeit auf acht Jahre zu ver-
längern. Die Befürchtung eines Verlustes
an demokratischer Qualität hat sich nach
meinem Eindruck nicht bestätigt.
Die Rolle des Rates ist in der Praxis nur we-
nig verändert. Nach wie vor hat dieser alle
zentralen Entscheidungen in der Gemein-

de zu treffen. Diese Verantwortung wird
auch nach außen deutlich. Die Bürger-
schaft hat die durch die Direktwahl unter-
mauerte Legitimation des Bürgermeisters
akzeptiert und macht von der persönli-
chen Ansprache des Amtsinhabers auch
während der Wahlperiode lebhaft Ge-
brauch. Diese Effekte ergeben sich auch
schon mit dem jetzigen System. Sie wür-
den bei einer längeren Amtszeit noch
deutlicher.

Ein letztes Argument ist für mich von
besonderer Bedeutung. Bei einer achtjähri-

gen Amtszeit wäre die Kan-
didatur für ein Bürgermeis-
teramt auch für jüngere
Menschen ohne parteipoli-
tische Absicherung attrak-
tiv. Dies würde zu einer Er-
weiterung des Kandidaten-
spektrums führen und
parteipolitisches Proporz-

denken in den Hintergrund drängen.
Insgesamt ist festzuhalten: Wem an ei-

ner qualitätsvollen Ausgestaltung des Bür-
germeisteramtes mit unabhängigen Per-
sönlichkeiten gelegen ist, der sollte für eine
Verlängerung der Amtszeit auf acht Jahre
eintreten. ●

Mehr Kandidaten bei
achtjähriger Amtszeit

Prof. Dr. Hans-Jürgen
Schimke ist Bürgermeis-
ter der Gemeinde Laer

60 JAHRE NORDRHEIN-WESTFALEN GEFEIERT

Mit einem Festakt (Foto) haben Landtag und Landesregierung Ende Oktober 2006 an die Gründung des Landes Nord-

rhein-Westfalen vor 60 Jahren erinnert. Unter den rund 1.500 Gästen in der Düsseldorfer Tonhalle waren Bundes-

kanzlerin Angela Merkel,Bundesfinanzminister Peer Steinbrück,die Herzogin von Gloucester als Vertreterin des britischen

Königshauses sowie zahlreiche prominente Vertreter aus Politik,Wirtschaft und Gesellschaft.Merkel würdigte NRW als ein

starkes und selbstbewusstes Bundesland.Die Entwicklung Deutschlands sei auf das Engste mit der Entwicklung Nordrhein-

Westfalens verknüpft. NRW-Ministerpräsident Dr. Jürgen Rüttgers hob die Bedeutung des Landes als Standort von Wirt-

schaft und Kultur hervor.Die Menschen seien weltoffen und zugleich heimatverbunden.Sie verstünden, die Herausforde-

rungen von heute und morgen anzunehmen, ohne die Vergangenheit zu verdrängen. Zugleich werde in dem von Zuwan-

derung geprägten Land Vielfalt als Geschenk begriffen. Landtagspräsidentin Regina van Dinther dankte den Briten, die

dem Land den Weg in eine weltoffene und tolerante Gesellschaft geebnet hätten.Aus der anfänglichen „Vernunftehe“ der

beiden Landesprovinzen sei eine „innige

Liebe“ von Rheinländern,Westfalen und

Lippern geworden. Das Land NRW war

nach dem Zweiten Weltkrieg 1946 auf

Initiative der damaligen britischen Mili-

tärregierung aus dem nördlichen Teil

der preußischen Rheinprovinz und der

Provinz Westfalen gebildet worden. Mit

rund 18 Millionen Einwohnern ist NRW

heute das bevölkerungsreichste Bun-

desland der Bundesrepublik Deutsch-

land.
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Stellungnahme zur 
Verlängerung der 

Bürgermeister-Wahlzeit
sowie zur Entkopplung von

Bürgermeisterwahl und
Ratswahl
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Münster ist mit 280.000 Einwohnern Dienstleistungszentrum Westfalens, oberzentraler Wirtschaftsstandort
des Münsterlandes, Sitz zahlreicher Institutionen, Stadt vielfältiger Bildungsstätten mit verschiedenen
Hochschulen und einer der größten Universitäten Deutschlands sowie Kongressstadt mit hohem Kultur-
und Freizeitwert.

Zum nächstmöglichen Zeitpunkt ist die Stelle des/der

Beigeordneten 

Dezernat für Soziales, Integration, Gesundheit,
Umwelt- und Verbraucherschutz 

zu besetzen. Das Dezernat umfasst nach geltender Geschäftsverteilung das Sozialamt, das Amt für
Wohnungswesen, das Amt für Ausländerangelegenheiten, die Koordinierungsstelle für Flüchtlingsfragen,
das Gesundheitsamt, das Amt für Grünflächen und Umweltschutz, das Veterinär- und Lebensmittelüber-
wachungsamt und das Ausgleichsamt. Darüber hinaus nehmen Sie die Trägerfunktion für die Stadt
Münster in der Arbeitsgemeinschaft Münster nach dem Sozialgesetzbuch II wahr. Eine Änderung des
Aufgabenbereichs bleibt vorbehalten.

Zentrale Anforderung ist es, die stadtstrategischen Ziele in den Kernbereichen der sozialen Sicherung
sowie in den wichtigen Themenfeldern Integration sowie Umwelt- und Verbraucherschutz trotz des
andauernden Konsolidierungsprozesses zu erreichen und damit dazu beizutragen, eine hohe
Lebensqualität als ein Markenzeichen der Stadt Münster zu erhalten.

Sie bringen ein abgeschlossenes adäquates Hochschulstudium mit und sind mit den Aufgaben und
Strukturen kommunaler Selbstverwaltung vertraut. Sie haben die Kompetenz, dieses umfangreiche
Fachdezernat zu leiten und verfügen über ausgeprägte kommunikative Fähigkeiten, um gemeinsam mit
den Mitarbeitern/ innen, den freien Trägern sowie engagierten Organisationen aus der Bürgerschaft
zielbezogen und verantwortungsvoll zusammen zu arbeiten.

Neben der Ergebnis- und Leitungsverantwortung für das Dezernat engagieren Sie sich aktiv im
Veränderungs- und Optimierungsprozess der Stadtverwaltung.

Die Wahlzeit beträgt acht Jahre. Die Besoldung erfolgt nach B 5 Bundesbesoldungsgesetz.

Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht. Die Stadt Münster berücksichtigt Bewerberinnen
entsprechend dem Frauenförderplan. Bewerbungen von geeigneten schwer behinderten Frauen und
Männern sind ebenfalls ausdrücklich gewünscht. Informationen über die Stadt Münster sowie die
Stadtverwaltung erhalten Sie im Internet unter www.muenster.de. 

Wenn Sie sich von dieser Position angesprochen fühlen und die oben genannten Anforderungen erfüllen,
richten Sie Ihre aussagefähige Bewerbung bitte bis zum 31. Dez. 2006 – bevorzugt per E-Mail
Aden@LABcompany.net – an Dr. Klaus Aden, Lachner Aden Beyer & Company GmbH, Königsallee 96,
40212 Düsseldorf. Herr Dr. Aden steht Ihnen für telefonische Vorinformationen unter 0211/159799-30
gerne zur Verfügung. Selbstverständlich wird Ihre Bewerbung vertraulich behandelt.
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Als Bürgermeister einer rheinischen Groß-
stadt sehe ich mich herausgefordert,zur be-
absichtigten Änderung des § 107 der Ge-

m e i n d e o r d n u n g
Nordrhein-Westfa-
len (GO NW) kritisch
Stellung zu nehmen.
Neuss ist mehr als
2.000 Jahre alt und
hat schon viele Lan-
desherren und Re-
gierungen überlebt.
Die Stadt hat sich
über diese lange Zeit
zu einem blühenden
Gemeinwesen mit
153.000 Einwohnern
und einer auch über
die vergangenen

Jahre hin steigenden Bevölkerungszahl ent-
wickelt. Die Arbeitslosenquote ist mit 8,3
Prozent vergleichsweise niedrig.

Die finanzielle Lage der Stadt ist ebenfalls
günstig im Vergleich zu vielen anderen Kom-

munen des Landes. Mit 110 Mio. Euro ist die
Gewerbesteuer mit Abstand die wichtigste
Einnahmequelle. Dennoch bewegen wir uns
auf dünnem Eis, weil den Städten immer
mehr Aufgaben übertragen werden,ohne sie
mit den notwendigen Finanzmitteln auszu-
statten.Die Gewerbesteuer ist immer wieder
mit den unterschiedlichsten Ideen - sozusa-
gen als steuerliches Experimentierfeld, häu-
fig sogar zulasten der Kommunen, - in der
Diskussion. Nun soll auch die wirtschaftliche
Betätigung der Kommunen durch Änderung
des § 107 GO NW zulasten der Städte und 
Gemeinden eingeschränkt werden.

In der Regierungserklärung der CDU-FDP-
Landesregierung heißt es: „Ordnungspolitik
bedeutet,dass der Staat nicht als Konkurrent
auftritt.Dem Grundsatz ‚Privat vor Staat’ent-
sprechend werden wir staatliche Aufgaben
auf ihre Privatisierungsfähigkeit prüfen und
das Gemeindewirtschaftsrecht überarbei-
ten. Wo private Unternehmen eine Aufgabe
ebenso gut wirtschaftlich erfüllen können
wie die öffentliche Hand,ist für erwerbswirt-
schaftliche Aktivitäten des Staates und der
Kommunen kein Raum.“

SOZIALRENDITE GEFÄHRDET

Wenn dies wirklich so kommt, nimmt
man den Städten nicht nur die Möglich-

keit, die Dinge, die sie traditionell kommu-
nalwirtschaftlich erledigen, auch weiter-
hin in bewährter Form und kostengünstig
durchzuführen. Man nimmt ihnen nicht
nur eine wichtige Einnahmequelle in Form
des steuerlichen Querverbundes und der
Ergebnisabführung städtischer Unterneh-
men, sondern man betreibt infrastruktu-
rellen Kahlschlag - beispielsweise im Rah-
men des Städtebaus - und nimmt ihnen
die so genannte Sozialrendite, die gerade
mit der öffentlichen und kommunalen
Wohnungswirtschaft für die Städte so
wichtig ist.

So hat die städtische Gesellschaft Neus-
ser Bauverein AG gut 7.500 öffentlich ge-
förderte Wohnungen im Bestand und ein
Bilanzvolumen von 326 Mio. Euro. Entspre-
chend dem Auftrag, bezahlbaren Wohn-
raum für breite Schichten der Bevölkerung
zur Verfügung zu stellen, wurden bis heute
neue Wohnungen erstellt, oder in die Jahre
gekommener Wohnraum wurde saniert
und modernisiert. Das hierzu notwendige
Eigenkapital ist durch Bau und Verkauf von
Eigenheimen sowie Eigentumswohnungen
erwirtschaftet worden. Also wurden Bau-
trägergeschäfte gemacht. Diese wurde mit
in der Region ansässigen Betrieben der pri-
vaten Wirtschaft - Handwerker und Bau-
unternehmer - realisiert.

Diese jahrzehntelange wirtschaftliche
Betätigung des Bauvereins ist nie von den
regionalen Mitbewerbern und den Betrie-
ben der Bauwirtschaft kritisiert worden. Im
Gegenteil: Sie findet breite Zustimmung -
auch bei den Kammern und Berufsverbän-
den. Sollte den Städten diese Möglichkeit
genommen werden, müssten sie sich auf
die bloße Verwaltung des Bestandes be-
schränken. Da die in den Mieten enthalte-
nen Instandhaltungbeiträge für eine ord-
nungsgemäße Instandhaltung zu gering
sind und nichts hinzuverdient werden dürf-
te, würde sich der Wohnungsbestand zu-
nehmend verschlechtern.

Eine andere Alternative wäre die Veräu-
ßerung der Gesellschaft, solange sie noch
werthaltig ist und mit ihren Verlustvorträ-
gen - nach dem Motto „privat vor Staat“ - für
Finanzinvestoren ein interessantes Objekt
darstellt. Damit würde die Stadtkasse zu-
nächst kräftig gefüllt. Der Auftrag, bezahl-
baren Wohnraum für weite Teile der Bevöl-
kerung bereitzuhalten, würde damit aber
ebenfalls privatisiert - mit allen negativen
finanziellen und sozialen Folgen für die
Mieter.

Eine Verschärfung des Gemeinde-

Wirtschaftsrechts brächte den 

NRW-Kommunen erhebliche 

Nachteile, wie das Beispiel der 

Neusser Bauverein AG zeigt

Privat geht nicht
immer vor Staat
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Mit Hilfe der städtischen Gesellschaft Neusser Bauverein AG konnte ein ehemaliges Kaufhaus in ein
modernes Zentrum mit Schauspielhaus, Kino, Gastronomie und Einkaufspassage umgebaut werden

Herbert Napp ist Bürger-
meister der Stadt Neuss

D E R  AU TO R
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Die Reihe der Beispiele ließe sich beliebig
fortsetzen - von der Baubetreuung für ein
neues städtisches Theater als Umbau eines
alten Kaufhauses über die Entwicklung ei-
nes kleinen innerstädtischen Quartiers mit
etwa 140 Wohneinheiten bis hin zu einem
großen Projekt in Bahnhofsnähe mit rund
270 Wohneinheiten, auf DB-Gelände gele-
gen sowie mit Förderung des Landes Nord-
rhein-Westfalen für „innovatives Bauen auf
schwierigen Standorten“.

Die Entwicklung der Stadt Neuss wäre
ohne den Bauverein und seine wirtschaftli-
che Betätigung nicht ansatzweise so erfolg-
reich gewesen, denn „privat geht nicht im-
mer vor Staat“. Für die Stadt ist neben die-
sen Aufgaben nicht minder wichtig, dass
die Neusser Bauverein AG eine jährliche Di-
vidende von rund 800.000 Euro an die Käm-
merei überweist. Hinzu kommen Spenden
und andere bürgerschaftliche Aktivitäten.

Wir möchten unsere Stadt weiterentwi-
ckeln, wir wollen eine soziale Großstadt
sein, wir wollen unsere Rechnungen pünkt-
lich bezahlen,wir wollen mit den Unterneh-
men der privaten Wirtschaft wie in den ver-
gangenen Jahrzehnten vertrauensvoll zu-
sammenarbeiten. Und wir wollen nicht zu
den rund hundert Städten und Gemeinden
gehören, die voraussichtlich über einen län-
geren Zeitraum in der so genannten vorläu-
figen Haushaltsführung leben. Hierzu muss
man unserer Stadt die bestehenden Mög-
lichkeiten belassen und uns in die Lage ver-
setzen,den Bürgerinnen und Bürgern solide
kommunalpolitische Arbeit mit viel Fanta-
sie und viel Engagement zu liefern. ●

Nur wenn sich Kommunen wirtschaftlich 
betätigen dürfen, können sie breite 

Bevölkerungsschichten mit bezahlbarem 
Wohnraum versorgen

ENDE DES STADTUMBAUS

Aber auch Städtebau und Stadtumbau
kämen in weiten Teilen zum Erliegen. Unse-
re städtische Gesellschaft hat beispielweise
in einem problematischen Stadtteil hoch-
geschossige Großwohnbauten aus den
1960er-Jahren abgerissen sowie auf dem
Grundstück preiswerte Reiheneinfamilien-
häuser für junge Familien errrichtet und
veräußert. Dies führte dazu, dass sich die
soziale Durchmischung des Stadtteils er-
kennbar verbessert hat.

Der mit dem Abriss der Wohnanlagen
verbundene Abschreibungsbedarf war grö-
ßer als der Verkaufserlös. Die Differenz
musste also durch wirtschaftliche Betäti-
gung einer kommunalen Gesellschaft ver-
dient werden. Geht das nicht, ist auch der
Stadtumbau nicht möglich. Dies ist nur ein
Beispiel für viele Aktivitäten, die der städti-
sche Bauverein abwickelt. Weitere Stich-
worte sind „Umbau zu barrierefreien Woh-
nungen“, „Wohnen im Alter“ und „Service-
wohnen“.

Runder Geburtstag in der Geschäftsstelle des Städte-
und Gemeindebundes NRW: Hauptgeschäftsführer

Dr. Bernd Jürgen Schneider feierte am 9. November
2006 in Düsseldorf im Kreise der Mitarbeiter und Mitar-
beiterinnen die Vollendung seines 50. Lebensjahrs.
Schneider, der 1992 als Beigeordneter in den Verband
eingetreten ist, leitet seit vier Jahren die Geschäftsstelle.
Eine Laufbahn in der kommunalen Welt ist dem Jubilar
quasi in die Wiege gelegt. In seinem schwäbischen Hei-
matort Biberach/Riß wachte der Vater als Kämmerer über
die städtischen Finanzen. Das Studium auf der Verwal-
tungshochschule Speyer mit anschließender Promotion
führte den jungen Juristen Schneider noch näher an den

öffentlichen Bereich heran.Nach kurzer Tätigkeit als Lei-
ter des Rechtsamtes der Stadt Dormagen wagte Schnei-
der schließlich den Sprung in die Landespolitik.Als Refe-
rent der CDU-Fraktion pflegte er Umgang mit allen, die
heute das politische Geschehen in Nordrhein-Westfalen
maßgeblich gestalten.
StGB NRW-Präsident Bürgermeister Heinz Paus, der
überraschend die Feier besuchte, würdigte Schneider
als „bekennenden Juristen“, der seinen Weg „konse-
quent Stufe um Stufe nach oben fortgesetzt“ habe.Un-
ter seiner Führung sei der Städte- und Gemeindebund
NRW ein einflussreicher Verband,der in zahlreiche Gre-
mien eingebunden sei und dessen Stimme von einer

breiten Öffentlichkeit wahrgenommen
werde. Dies lasse auf eine „große Leis-
tung des Teams und erfolgreiches Arbei-
ten des Trainers“ schließen, so Paus.
Schneider sei ein „Homo politicus“ im bes-
ten Wortsinn - ein gewievter Taktiker,
gleichzeitig aber auch ein gewissenhafter,
auf Präzision bedachter Arbeiter.Paus gab

seiner Hoffnung Ausdruck, Schneider und der Verband
mögen weiterhin „auf der Erfolgspur bleiben“.Persönlich
wünschte er ihm für das neue Lebensjahrzehnt „mehr
Muße und mehr Zeit für die Familie“.
Bezogen auf die Laufbahn des Jubilars vom „Rechtsge-
lehrten zur Führungskraft des Verbandes“ erinnerte StGB
NRW-Ehrenpräsident Albert Leifert an die Devise des
französischen Kaisers Napoleon I.,es sei „nicht genug,et-
was zu wollen, man muss es auch tun“. Dies sei stets die
Haltung von Bernd Jürgen Schneider gewesen. Trotz
mehr als 20 Jahren im Rheinland sei er ein „Schwabe mit
Ecken und Kanten“ geblieben, der Probleme energisch
anpackt. Leifert sagte dem Jubilar voraus, ab 50 Jahren
mache sich die Altersweisheit bemerkbar und bringe
mehr Gelassenheit in den Alltag.
Für die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen dankte Be-
triebsratsvorsitzende Doris Geußenhainer für die Ein-
ladung zu der Feierstunde. Sie wünschte Hauptge-
schäftsführer Dr. Bernd Jürgen Schneider viel Gesund-
heit, damit er das Tempo der teils hektischen
Landespolitik weiterhin durchstehe. Als Vertreter der
Beigeordneten schloss sich Geschäftsführer Ernst 
Giesen den Glückwünschen der Belegschaft an. Drei
Dinge seien maßgeblich für Schneiders Erfolg auch in
den kommenden Jahren: eine glückliche Hand in allen
Belangen der Kommunen, ein freundliches Wort für 
seine Umgebung sowie Gesundheit und Zufriedenheit
für ihn selbst.

�

HAUPTGESCHÄFTSFÜHRER DR. SCHNEIDER 50 JAHRE
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StGB NRW-Geschäftsführer Ernst
Giesen (links) überreicht HGF Dr.
Bernd Jürgen Schneider (Mitte) ein
Geschenk im Beisein von 
Ehrenpräsident Albert Leifert (links
unten) und Präsident Bürgermeister
Heinz Paus (rechts)
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Der nordrhein-westfälische Gesetzgeber
hat mit dem Gesetz zur Modernisierung
von Regierung und Verwaltung zum

15.06.1999 die
Rechtsform der An-
stalt für kommu-
nale Betätigung -
Anstalt öffentli-
chen Rechts (AöR) -

eingeführt. Ende 2005 bestimmte der Ge-
setzgeber zudem die Anstalt als Rechtsform
zur Errichtung von Arbeitsgemeinschaften
nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) II. Die An-
stalt kann im hoheitlichen wie auch im wirt-
schaftlichen Tätigkeitsfeld eingesetzt wer-
den.

Vorteile der neuen Rechtsform sind ins-
besondere die Möglichkeit einer flexiblen
Ausgestaltung mittels Anstaltssatzung, die

optionale Übertragung hoheitlicher Befug-
nisse und die Beibehaltung der öffentlichen
Rechtsform bei gleichzeitiger Rechtsfähig-
keit. Sie vermeidet die zum Teil durch Bun-
desrecht bedingten Steuerungsdefizite, die
in Bezug auf GmbH und AG beklagt wer-
den, und greift zugleich den Vorteil zwei-
gliedriger Organstrukturen auf.

Die AöR agiert mit dem Leitungsorgan
Vorstand und dem Kontrollorgan Verwal-
tungsrat. Damit kann schnell und flexibel
agiert werden.Gleichzeitig können Fehlent-
scheidungen zugeordnet und geahndet
werden. Zwar ist eine Kooperation im Wege
des PPP nicht möglich. Privates Kapital kann
aber durch Gründung von Tochtergesell-
schaften oder Beteiligungen stiller Gesell-
schafter gemäß § 230 Handelsgesetzbuch
(HGB) eingebracht werden. Externer Sach-
verstand kann durch entsprechende Beset-
zung des Verwaltungsrates eingebunden
werden.

HOHEITLICH ODER GEWERBLICH

Steuerrechtlich wird die AöR wie der Ei-
genbetrieb behandelt. Folglich muss zwi-

schen hoheitlicher und gewerblicher Tätig-
keit differenziert werden, eine Steuer-
pflicht qua Rechtsform besteht nicht. Ge-
rade bei den kreisangehörigen Kommunen
lässt sich ein Trend hin zur neuen Rechts-
form feststellen. Dagegen nutzen kreis-
freie Städte eher selten diese Organisati-
onsform, da sie ihre Betriebe meist schon
in privater Rechtsform ausgegliedert ha-
ben.

Anders als in Niedersachsen und Bay-
ern hat der nordrhein-westfälische Ge-
setzgeber bisher nicht die Anregungen der
Fachwelt aufgenommen, eine Rückfüh-
rung von Kapitalgesellschaften in die
Rechtsform der AöR zu regeln. Demnach
ist der Rechtsformwechsel hier unrenta-
bel. Schließlich müsste die GmbH oder AG
in einem ersten Schritt aufgelöst und in
das Gemeindevermögen eingegliedert
werden. In einem zweiten Schritt erfolgte
dann die Gründung der AöR im Wege der
Gesamtrechtsnachfolge.

Die Kompetenz des Landesgesetzge-
bers, die Umwandlung privater Gesell-
schaften in AöRs per Gemeindeordnung
(GO NW) zu regeln, ergibt sich dabei aus §
1 II Umwandlungsgesetz (UmwG). Wäh-
rend die Gründung der AöR oder die Um-
wandlung bestehender Eigenbetriebe und
eigenbetriebsähnlicher Einrichtungen im
Wege der Gesamtrechtsnachfolge gemäß
§ 114 a I GO NW vollzogen wird, sollte bei
der Umwandlung von Kapitalgesellschaf-
ten in eine Anstalt der Rechtsformwechsel
gewählt werden.

Damit erfolgte die Umwandlung in der
Regel kostenneutral, da nur die Rechts-
form, in der agiert wird, sich ändert. Um-
wandlungsfähig wären dabei nur die Ei-
gengesellschaften, deren Anteile zu 100
Prozent in Gemeindehand liegen. Beach-
tenswert bei der Einrichtung eines Rechts-
formwechsels für Kapitalgesellschaften
ist, dass den Kommunen die Option gege-
ben werden sollte, bestehende Eigenge-
sellschaften, Eigenbetriebe oder Anstalten
im Rahmen des Formwechsels in die AöR
einzugliedern, um Synergien auszuschöp-
fen.

INTERKOMMUNALE ZUSAMMENARBEIT

Regelungen in Bayern und Niedersach-
sen zeigen Möglichkeiten auf, wie die An-
stalt in weit gefächerter Form der inter-
kommunalen Zusammenarbeit zugäng-
lich gemacht werden kann. Bisher ist die

Die Anstalt öffentlichen Rechts 

wird von den kreisangehörigen 

Kommunen bereits heute gut 

angenommen, kann aber in 

Einzelpunkten noch verbessert 

werden

Gesellschaftsform mit
vielen Vorteilen
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Dr. Michaela Hogeweg
ist Referendarin beim
Städte- und Gemeinde-
bund NRW

D I E  AU TO R I N

Viele Städte und Gemeinden nutzen die Vorteile aus der Umwandlung eines Eigenbetriebs 
der Abwasserbeseitigung in eine Anstalt öffentlichen Rechts
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interkommunale Zusammenarbeit für die
AöR in NRW nur im Wege der Kooperati-
ons-Anstalt oder in der Form des so ge-
nannten ausgehöhlten Zweckverbandes
möglich. Dies bedeutet: Die AöR kann Mit-
glied in einem Zweckverband oder einer
Arbeitsgemeinschaft werden oder aber
durch einen Zweckverband respektive ei-
ne Arbeitsgemeinschaft getragen wer-
den.

Die hier erprobte Zusammenarbeit er-
scheint oft schwerfällig wegen allzu vieler
verwobener Verantwortungsebenen und
einem zähen Entscheidungskonglomerat.
In Bayern und Niedersachsen hat der Ge-
setzgeber den Gebietskörperschaften die
Möglichkeit gegeben, gemeinsam eine
kommunale Anstalt zu gründen oder sich
daran zu beteiligen.Wählt die Kommune ei-
ne mandatierende Aufgabenübertragung,
kann sie die zum Teil von der Rechtspre-
chung geforderte Ausschreibungspflicht
bei einer delegierenden Vereinbarung um-
gehen.

Bei einer mandatierenden Aufgaben-
übertragung liegt der ausschreibungsfreie
Tatbestand des Inhouse-Geschäftes vor.
Den niedersächsischen und bayerischen
Vorschriften könnte auch in Fragen der Or-
ganisation einer gemeinsamen AöR Vorbild-
wirkung zukommen. Dort sind im Verwal-
tungsrat die jeweiligen Hauptverwaltungs-
beamten der Kommunen vertreten, den

Vorsitz haben die Bürgermeister im roulie-
renden System inne.

MINDESTSTANDARDS FÜR 
MEHRTRÄGERSCHAFT

Ebenfalls sieht das Gesetz Mindeststan-
dards vor, was in der Satzung der gemeinsa-
men Anstalt geregelt werden muss. Bedingt
durch die Mehrträgerschaft sind insbesonde-
re Festschreibungen zu Einzahlungsverpflich-
tungen,Stammkapital,anteiliger Gewährträ-
gerhaftung, Voraussetzungen zur Änderung
der Satzung sowie Regeln bei Auflösung der
gemeinsamen Anstalt notwendig.

Viel diskutiert bleibt die Frage über die
Rechtmäßigkeit von Anstaltslast und Ge-
währträgerhaftung. Nach Abschaffung der
Ausfallbürgschaft bei Sparkassen wegen
Europarechtswidrigkeit stellt sich auch für
die gemeindliche Anstalt die Frage, ob An-
staltslast und Gewährträgerhaftung uner-
laubte Beihilfen darstellen. Die Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofs
(EuGH) wie auch die Kommentierung zu
den Art. 86 ff. EG-Vertrag betonen diesbe-
züglich, dass die Möglichkeit einer Wettbe-
werbsverzerrung auch im kommunalen Be-
reich gegeben sein kann.

Insoweit könnte darüber nachgedacht
werden,Anstaltslast und Gewährträgerhaf-
tung aufzugeben und stattdessen eine im
Ermessen der Kommune liegende Unter-

stützungshandlung zugunsten der Anstalt
festzuschreiben. Dadurch kann die Zusam-
menarbeit von Anstalt und Kommune ge-
stärkt werden, und die Kommune kann sich
besser vor Zahlungsrisiken schützen. Dies
geht auch konform mit der Rechtsprechung
deutscher Gerichte zur Teilnahme an Verga-
beverfahren, die ausgeschlossen ist, wenn
Wettbewerb verzerrende Institute wie An-
staltslast und Gewährträgerhaftung beste-
hen bleiben.

SATZUNGSKOMPETENZ DER AÖR

Aus Gründen der Rechtsicherheit kann
es sich empfehlen,neben den bisherigen Er-
lassen des NRW-Innenministeriums zur
Rechtmäßigkeit des Satzungserlasses durch
die kommunale Anstalt gesetzliche Rege-
lungen in das Kommunalabgabengesetz
(KAG) oder die GO aufzunehmen. Kritik
wurde bislang insbesondere in Bezug auf
den Vorbehalt des Gesetzes und das Demo-
kratieprinzip geäußert. Das KAG überträgt
nur den Gemeinden das Recht zum Erlass
von Abgabensatzungen. Insoweit wäre eine
Klarstellung des Gesetzgebers in der Ge-
meindeordnung selbst oder dem KAG hilf-
reich, wonach die Befugnis auf die selbst-
ständig organisierte Rechtsform der Anstalt
delegiert werden kann.

Ebenfalls zu überprüfen sind aufgrund
der Grundrechtsintensität auch die Wei-
sungsrechte des Verwaltungsrates beim
Satzungserlass. Denn die Nichtbefolgung
der Weisungen beeinflusst nicht die Wirk-
samkeit der Satzung. Stattdessen ist hier
ein Zustimmungsvorbehalt zu erwägen,da-
mit ein den Rat repräsentierendes Organ die
Entscheidungsbefugnis hat. Hilfreich kann
auch die Änderung der Kommunalunter-
nehmensverordnung sein, so dass eine
Pflicht zur Eintragung in das Handelsregis-
ter gemäß § 33 HGB besteht. Diese ist Vo-
raussetzung zur Prokura-Erteilung.

Ungeachtet dieser Verbesserungsvor-
schläge zur öffentlichen Anstalt in NRW
darf das Potenzial der Anstalt nicht ver-
kannt werden. Sie verkörpert die Vorteile
privatrechtlicher Organisationsformen un-
ter Vermeidung von deren Nachteilen.Nicht
umsonst wird das Kommunalunternehmen
als öffentlich-rechtliche GmbH bezeichnet.
Es wäre daher zu begrüßen, wenn der nord-
rhein-westfälische Gesetzgeber diese
Rechtsform weiter an die Bedürfnisse der
Kommunen anpassen und entsprechend
ausbauen würde. ●

EHRUNG FÜR HANS-JOSEF VOGEL

NRW-Schulministerin Barbara Sommer (Foto) hat Ende Oktober 2006 in Düsseldorf verdiente Persönlichkeiten des

Schullebens geehrt. Der Bürgermeister der Stadt Arnsberg, Hans-Josef Vogel (Foto), wurde dabei stellvertretend

für alle am Projekt „Selbstständige

Schule“ beteiligten Schulträger ausge-

zeichnet. Das im Schuljahr 2002/2003

gestartete und auf sechs Jahre ange-

legte Modellvorhaben zielt auf die Ver-

besserung der Qualität schulischer Ar-

beit. Insbesondere soll der Unterricht

durch qualitätsorientierte Selbststeue-

rung an Schulen und Entwicklung re-

gionaler Bildungslandschaften an Qua-

lität gewinnen.An dem Projekt,das ge-

meinsam vom NRW-Ministerium für

Schule und Weiterbildung und der Ber-

telsmann Stiftung getragen wird, sind

landesweit 278 Schulen beteiligt. Al-

lein in der Stadt Arnsberg beteiligen

sich zehn Schulen.
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Die Kommunalverwaltungen sind ver-
mehrt auf der Suche nach modernen Orga-
nisations- und Management-Modellen,

um ihre Ressourcen
optimal einzuset-
zen. Namentlich
seien hier das Per-
sonal, die Sachmit-
tel einschließlich
der Liegenschaften
und die Finanzen

genannt. Die gemeinsame Nutzung von
Personal, Know-how und Sachmitteln
stellt dabei ein Prinzip dar, das eine effi-
zientere Verwendung der Kapazitäten ver-
spricht.

Die interkommunale Kooperation ist in-
tegraler Bestandteil der verfassungsrecht-
lich abgesicherten Selbstverwaltungsga-
rantie. Bei Kooperationsmodellen sind
grundsätzlich folgende Aspekte von beson-
derer Bedeutung:

• Aufgabenanalyse
• Ressourcenbewertung und -planung
• rechtlicher Rahmen
• Controlling

Die in den vergangenen Jahrzehnten
gewachsene Standardisierung in diversen
Bereichen der Kommunalverwaltung hat
dabei einen erweiterten Rahmen für eine
im größeren Umfang einheitliche Aufga-
benerledigung geschaffen. Gleichzeitig
hat auf anderen Gebieten die Komplexität
der Aufgaben oder ihre jeweilige fachspe-
zifische Tiefe erheblich zugenommen.
Dies verlangt verstärkt nach hochqualifi-
ziertem Personal und häufiger nach teu-
ren Technologien zur Aufgabenerledi-
gung.

Letzteres betrifft zum einen die „tech-
nische“ Technik, aber oft auch ein an-

spruchsvolles Verfahrensmanagement,
das etwa im Umweltbereich neue, organi-
sationsbetonte Steuerungssysteme erfor-
dert. Diese Spezialisierung ist häufig mit
erheblichen Investitionen von zum Teil be-
triebswirtschaftlich (Stichwort „return on
investment“) fraglichem Mehrwert für die
einzelne Kommune verbunden. Die Ko-
operation der Kommunen, auch über
Kreisgrenzen hinweg, gewinnt daher,
nicht nur in Form von Public Private Part-
nership, zunehmend an Bedeutung. Dabei
ist festzustellen, dass durch effiziente Zu-
sammenarbeit auch neue Aufgaben oder
Erweiterung von Aufgaben leichter zu
schultern sind.

AUFGABENANALYSE ZU BEGINN

Defizitäre Aufgabenerledigung ist häufig
Ausgangspunkt für Überlegungen zu kom-
munaler Kooperation. Dabei sollte zunächst
von jeder einzelnen Kommune geprüft wer-
den,worin ihre Aufgabe konkret besteht oder
bestehen soll. Auch wenn sich dies zunächst
banal anhört,ist zu bedenken,dass trotz viel-
facher gesetzlicher Vorgaben die kommuna-
le Selbstverwaltung den Gemeindeverwal-
tungen einen erheblichen Gestaltungsspiel-
raum einräumt.Dies gilt insbesondere für die
freiwilligen Aufgaben, aber - gerade in Orga-
nisationshinsicht - auch für die Pflichtaufga-
ben zur Erfüllung nach Weisung.

Eine dezidierte Planung der Ressourcen
ist zunächst erforderlich, um zu erkennen,
ob diese - auch für eine gemeinsame Nut-
zung - ausreichen und deren Einsatz effi-
zient wäre. Dabei sind insbesondere im Per-
sonalbereich mittel- bis langfristige Überle-
gungen erforderlich.

Die Planung sollte dabei darstellen, wie
die gemeinsame Aufgabenerledigung
mittel- und langfristig ausgestaltet sein
soll. Nur so können die Ressourcen ange-
messen disponiert werden. Hierbei dürfte
eine doppische Haushaltsführung hilf-
reich sein, um die tatsächlichen Kosten bei
den einzelnen Partnern der Kooperation
ermitteln zu können. Zusätzlich sind auch
längerfristige Entwicklungen, soweit vor-
hersehbar, in die Planung einzubeziehen.
Insbesondere bei stärker institutionali-
sierten Formen der Kooperation wie der
Aufgabenerledigung durch einen Zweck-
verband sollten gegebenenfalls auch de-
mografische oder baubezogene Faktoren
berücksichtigt werden.

PASSENDER RECHTLICHER RAHMEN

Bei der Wahl des rechtlichen Rahmens
ist von Bedeutung, dass für unterschiedli-
che Bedürfnisse verschiedene Formen der
kommunalen Zusammenarbeit gesetzlich
vorgesehen sind. Dabei sollte man sich
nicht scheuen, neue Wege zu beschreiten.

Interkommunale Zusammenarbeit ist

ein Weg, die Leistungsfähigkeit 

vor allem kleiner Gemeinden zu 

erhalten, erfordert aber eine genaue

Vorbereitung

Kooperation statt
Kirchturmdenken

Dr. iur. Lutz Gollan ist
Referent für Recht,
Verfassung und 
Informationstechnologie
beim Städte- und 
Gemeindebund NRW

D E R  AU TO R

Die Kommunen Borken,
Heiden, Raesfeld, Reken und

Südlohn - hier der Anbau des
Heidener Rathauses - 

arbeiten seit Jahren in 
verschiedenen Bereichen 

zusammen
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Konkret kann durch die Experimentier-
klausel in NRW (§ 8 Abs. 1 Gesetz über
kommunale Gemeinschaftsarbeit - GkG -,
§ 129 NRW-Gemeindeordnung - GO NRW)
von den Vorschriften der §§ 4 ff. GkG abge-
wichen werden. Allerdings sind für
Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Wei-
sung und für Aufgaben, die den Mittleren
und Großen kreisangehörigen Städten
übertragen wurden, die Wahlmöglichkei-
ten eingeschränkt. Hier sind bislang nur
öffentlich-rechtliche Vereinbarungen -
und diese nur zwischen benachbarten
Kommunen - zulässig (§ 3 Abs. 5 und § 4
Abs. 5 GO).

Das nordrhein-westfälische GKG in der
Fassung vom 16.11.2004 (GV. NRW, 644)
stellt keinen abschließenden Katalog von
Kooperationsformen dar. Zwar werden dort
kommunenspezifisch die Arbeitsgemein-
schaft (§§ 2 f. GKG), die öffentlich-rechtliche
Vereinbarung (§§ 23ff. GKG) und der Zweck-
verband (§§ 4ff. GKG) genannt. Jedoch ste-
hen für Aufgaben, die nicht zwingend ho-
heitlich zu erfüllen sind, auch privatrechtli-
che Kooperationsformen zur Verfügung.
Von Bedeutung ist hierbei neben einfachen
privatrechtlichen Verträgen (Miete, Leihe
etc.) die Schaffung einer gemeinsamen Ge-
sellschaft mit beschränkter Haftung
(GmbH).

Zu bedenken ist bei formloser Zusam-
menarbeit, dass bereits unter minimalen
Voraussetzungen, möglicherweise unge-
wollt, eine Gesellschaft des bürgerlichen
Rechts (GbR, §§ 705ff. BGB) durch die Ko-
operation entstehen kann - mit der Folge
der unbegrenzten Haftung der Gesell-
schafter. Aus Sicherheitsgründen ist eine
solche Folge - und damit diese Kooperati-
onsform, aber auch die offene Handelsge-
sellschaft (OHG), die Aktiengesellschaft
(AG, vgl. aber § 108 Abs. 3 GO.) und die
Kommanditgesellschaft (KG) - nach der
Gemeindeordnung nicht zulässig (§§ 108
Abs. 1 Nr. 3, 5 GO). Zum Teil gibt es gesetz-
liche Verpflichtungen zur Kooperation. So
erfordert etwa das Baurecht, dass be-
stimmte Vorhaben zwischen Kommunal-
verwaltungen abgestimmt werden müs-
sen.

WAS GENAU ERLEDIGEN?

Zu Beginn der Überlegungen über den
rechtlichen Rahmen sollte stehen, was
konkret gemeinsam oder von einer ande-
ren Verwaltung für eine dritte erledigt

werden soll. Der Umfang ist weitgehend
maßgeblich für das richtige Instrument.
Soll nur Personal abgestellt werden? Soll
eine Aufgabe oder sollen sogar mehrere
Aufgaben übertragen werden? Soll auch
die Zuständigkeit hierfür übergehen? Ist
eine Vergütung vorgesehen? Ist eine
Dienstherreneigenschaft einer gemeinsa-
men kommunalen Einrichtung erforder-
lich? Soll die Aufgabe zeitlich begrenzt ge-
meinsam wahrgenommen werden? Wel-
che Kritik ist aus der Bürgerschaft oder
seitens der Aufsichtsbehörden zu erwar-
ten?

Diese Fragen stellen nur eine Auswahl
der Rahmenbedingungen für die Wahl des
angemessenen rechtlichen Rahmens dar.
Im Einzelnen tritt eine Vielzahl weiterer As-
pekte hinzu. Soweit möglich, könnte es hilf-
reich sein, innerhalb einer Pilotphase die
Überlegungen zu überprüfen und die an-
fänglich gestellten Fragen endgültig zu be-
antworten oder neu zu stellen.

Dabei ist - auch vorausschauend - die
Rechtsauffassung der Europäischen Uni-
on sowie einiger Vergabekammern zu be-
achten. Diese verlangen zunehmend eine
Ausführung von Verwaltungsaufgaben
durch Private. Dabei ist ein Ziel die Verhin-
derung von für Private geschlossenen
Märkten. Unter bestimmten Umständen
bedeutet dies eine Ausschreibungsver-
pflichtung für interkommunale Koopera-
tion.

Ob langfristig die deutschen Besonder-
heiten des Kommunalrechts hierbei Berück-
sichtigung finden werden, ist derzeit unklar.
Die interkommunale Aufgabenübertra-
gung stellt nach Auffassung des StGB NRW
keinen ausschreibungspflichtigen Beschaf-
fungsvorgang auf dem Markt dar und soll-
te daher auch EU-seitig vom Anwendungs-
bereich des Wettbewerbs- und Vergabe-

rechts ausgenommen werden.Die deutsche
EU-Ratspräsidentschaft ab Januar 2007 bie-
tet hierfür eine gute Gelegenheit.

QUALITÄTSKONTROLLE NÖTIG

In einer eventuellen Pilotphase, aber
auch in einer festen Kooperation, sollten
Erfüllungsgrad, Ressourcennutzung und
Kundenzufriedenheit regelmäßig über-
prüft werden. Nur bei positiver Beurtei-
lung dieser Gesichtspunkte kann von einer
erfolgreichen Kooperation gesprochen
werden. In der Wirtschaft wird insbeson-
dere die Qualität einer Dienstleistung
durch so genannte Service Level Agree-
ments (SLA) geregelt. Hierbei vereinbaren
die Vertragspartner bei einer Kooperation,
welche Verfügbarkeit und welche Reakti-
onszeiten bei Standardanfragen oder kriti-
schen Fällen zu leisten sind und in welcher
Qualität eine Dienstleistung zu erbringen
ist.

Bereits vor Kontaktaufnahme zu einem
möglichen Kooperationspartner sollte sich
eine Kommune damit beschäftigen, wel-
chen Inhalt ein interkommunales SLA für ei-
ne kooperationstaugliche Aufgabe haben
sollte. Dabei müssen die bisher eingesetz-
ten Ressourcen, die Kosten, künftige Anfor-
derungen und die Zufriedenheit mit der bis-
herigen Situation sowie die Erwartungen
an eine mögliche Kooperation formuliert
werden.

Aufgrund dieses Gedankenspiels, das je-
doch ernsthaft und unter Beteiligung aller
relevanten Dienststellen sowie mit finan-
zieller Proberechnung erfolgen sollte, kann
anschließend zusammen mit einem mögli-
chen Partner ein rechtlicher Rahmen für ei-
ne Kooperation gesucht werden. Dieser
Partner muss bereit sein, das SLA mitzutra-
gen. Ein unrealistisches SLA sollte entspre-

Durch interkommunale 
Zusammenlegung von 

Leitstellen kann im Bereich
der Feuerwehren und des
Rettungswesens gespart

werden
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chend benannt werden, weil damit keiner
Seite gedient wäre.

MEHR KOOPERATION ZULASSEN

Das Gesetz zur Stärkung der regionalen
und interkommunalen Zusammenarbeit
vom 29.01.2004, mit dem relevante Vor-
schriften der Gemeindeordnung refor-
miert wurden, hat in einem ersten Schritt
die Aufgabenübertragung an benachbar-
te Verwaltungen erleichtert. Pflichtaufga-
ben zur Erfüllung nach Weisung können
nunmehr von einer benachbarten Ge-
meinde wahrgenommen werden (§ 3 Abs.
2 GO). Die Wahrnehmung einer Kreisauf-
gabe durch eine kreisangehörige Stadt
oder Gemeinde ist jedoch nicht möglich.
Außerdem ist darauf zu achten, dass die
kooperierenden Verwaltungen benach-
bart sind.

Zudem können durch das Gesetz be-
nachbarte Mittlere und Große kreisange-
hörige Städte Aufgaben sich gegenseitig
oder ihrem zuständigen Kreis übertragen
(§ 4 Abs. 1 GO). Eine Übertragung von Kreis-
aufgaben an sie wiederum ist jedoch nicht
möglich. Hier sollte im Einzelfall eine ande-
re, sachnähere Verlagerung möglich sein.

Für eine vollständige, der kommunalen
Selbstverwaltungsgarantie entsprechende
interkommunale Zusammenarbeit sind zu-
dem die Schwellenwerte für Große kreisan-
gehörige Städte auf 50.000 Einwohner und
für Mittlere kreisangehörige Städte auf
25.000 Einwohner abzusenken. Des Weite-
ren ist die Möglichkeit zu schaffen, diese
Schwellenwerte durch „Zusammenlegung“
der Einwohner in einem Zweckverband zu
erreichen. Zudem sollte die Zulässigkeit
von Mehrfachzweckverbänden explizit an-
erkannt werden. Durch die Experimentier-
klausel sollten auch nicht benachbarte
Kommunen in die Lage versetzt werden, zu
kooperieren. Schließlich wäre es sinnvoll,
die Gründung einer öffentlich-rechtlichen
Anstalt durch mehrere Kommunen zuzu-
lassen.

Die Kommunen in Nordrhein-Westfalen
sind gewillt, durch gemeinschaftliche Auf-
gabenerledigung oder durch Beauftragung
Dritter,durch effiziente Ressourcennutzung
und Verbesserung ihrer Dienstleistungen
den Ansprüchen einer modernen, bürger-
nahen Verwaltung gerecht zu werden. Hier-
zu sind weitere Anstrengungen nötig, die
nicht nur von den Kommunen zu leisten
sind. ●

Bei der Reform der NRW-Gemeindeordnung
(GO NW), die im Laufe der kommenden Mo-
nate zur Entscheidung ansteht, wird vor al-
lem auf Betreiben der Landesarbeitsge-
meinschaft der kommunalen Migranten-
vertretungen Nordrhein-Westfalen (LAGA
NRW) auch eine Änderung des § 27 GO NW
und damit der Beteiligung von Migrantin-
nen und Migranten an kommunalen Ent-
scheidungsprozessen durch Ausländerbei-
räte diskutiert. Davon unabhängig geht es
um die Frage des kommunalen Wahlrechts
für alle seit langem in Deutschland leben-
den Migrantinnen und Migranten. Diese
Forderung wird seit vielen Jahren von Mi-
grantenvertretungen und Migrantenselbst-
organisationen, aber auch von anderen ge-
sellschaftlich relevanten Gruppen erhoben.

Seit 1990, als ein Vorstoß aus Hamburg

und Schleswig-Holstein scheiterte, gab es
von Seiten der Politik keinen ernsthaften
Versuch mehr, die vom Verfassungsgericht
eröffnete Möglich-
keit einer Änderung
des Grundgesetzes
wahrzunehmen. Ei-
ne leise Hoffnung
keimt nun auf durch
den Koalitionsver-
trag der Bundesregierung, der für diese Fra-
ge einen Prüfauftrag formuliert hat.

Dass daraus mehr wird, ist das Anliegen
der LAGA NRW, die sich in den kommenden
Monaten mit verschiedenen Partnern ver-
stärkt des Themas der Repräsentation von
Migrantinnen und Migranten auf kommu-
naler Ebene annehmen wird. Denn es ist
nicht zu erklären, dass anders als in zahlrei-
chen Staaten Europas Menschen, die seit
vielen Jahren im Land leben, von Entschei-
dungen der Kommunalparlamente in Ange-
legenheiten der Daseinsvorsorge wie Kin-
dergarten, Schule oder Bauplanung ausge-
schlossen sind.

Und es ist vor allem ein gesamtgesell-
schaftliches Problem, wenn man bedenkt,

Im Rahmen der Reform der NRW-

Gemeindeordnung setzt sich die LAGA

NRW für eine stärkere Beteiligung

von Migrantinnen und Migranten am

kommunalen Geschehen ein

Vom Ausländerbeirat
zum Integrationsrat

Tayfun Keltek ist
Vorsitzender der 
Landesarbeitsgemein-
schaft der kommunalen
Migrantenvertretungen
Nordrhein-Westfalen

D E R  AU TO R

Bei der Wahl zu den kommunalen Migrantenvertretungen in NRW im November 2004 trat in Bielefeld
ein Team von Frauen an
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dass in einzelnen Stadtteilen bereits heute
der Anteil der Menschen mit Migrationshin-
tergrund deutlich mehr als 50 Prozent be-
trägt, gleichzeitig aber die Wahlbeteiligung
bei Kommunalwahlen in diesen Stadtteilen
teilweise unter 50 Prozent sinkt. Hier macht
das Wort von der „demokratiefreien Zone“
die Runde. Dieser Trend wird sich verstär-
ken, wenn nicht in Fragen des kommunalen
Wahlrechts für alle Migrantinnen und Mig-
ranten etwas geschieht.

ANSPRECHPARTNER ALLER MIGRANTEN

Das Zustandekommen des Islamgipfels
auf Bundesebene wird von Seiten der LAGA
NRW - ebenso wie eine ähnliche Aktivität
der NRW-Landesregierung - begrüßt. Denn
es muss gelingen, in religiösen Fragen ei-
nen Ansprechpartner zu finden,mit dem die
wichtigen Fragen des religiösen Zusam-
menlebens diskutiert werden können. Die-
ser Ansprechpartner können und wollen die
kommunalen Migrantenvertretungen nicht
sein. Denn sie vertreten vielmehr alle Mi-
grantinnen und Migranten, unabhängig
von Herkunft und Religion,wenn auch zahl-
reiche ihrer Mitglieder ihre Wurzeln in Mo-
scheevereinen haben wie andere in Arbei-
tervereinen oder Sportgruppen.

Anders sieht es beim Integrationsgipfel
aus. Ein großes Manko dieses Gipfels liegt
darin, dass die Repräsentanten der Migran-
tinnen und Migranten auf kommunaler
Ebene oder deren Vertreterinnen und Ver-
treter auf Landes- oder Bundesebene nicht
einbezogen sind.Es kann nicht sein,dass auf
Seiten der Vertreter der Mehrheitsgesell-
schaft der gesamte Sachverstand aus Bun-
desministerien und Verbänden, aber auch

von Praktikern aus der täglichen Arbeit vor
Ort versammelt ist, während auf Seiten der
Migrantinnen und Migranten bis auf weni-
ge Ausnahmen nicht erkennbar ist,was die-
se Personen legitimiert, für die Menschen
mit Migrationshintergrund zu sprechen.
Dies soll das Engagement dieser Menschen
nicht abwerten,zeigt aber,welchen Stellen-
wert die demokratisch legitimierten Reprä-
sentanten der Migrantinnen und Migran-
ten genießen.

Damit zurück zu den Vorstellungen der
LAGA NRW für eine verbesserte Repräsenta-
tion der Migrantinnen und Migranten in der
kommunalpolitischen Arbeit. Denn unab-
hängig von der Frage des kom-
munalen Wahlrechts bleiben
kommunale Migrantenvertre-
tungen auf absehbare Zeit die
einzigen und unverzichtbaren
Gremien zur Beteiligung der
Migrantinnen und Migranten
an kommunalen Entschei-
dungsprozessen.

AUSLÄNDERBEIRAT MIT 
GEBURTSFEHLER

1994 hat das Land Nord-
rhein-Westfalen durch Einfüh-
rung der Ausländerbeiräte
nach § 27 GO NW einen Schritt
in die richtige Richtung getan,
der von den damals auf freiwil-
liger Basis bestehenden Aus-
länderbeiräten und den da-
mals zwei Landesorganisatio-
nen gefordert worden war.
Pflicht war fortan die Einrich-
tung eines Ausländerbeirates

bei einer bestimmten Anzahl von Auslän-
dern in der Kommune und die Festlegung
von Mindeststandards.

Jedoch hatte diese Regelung einen Ge-
burtsfehler, auf den die damalige AGA NRW
im Vorfeld immer wieder hingewiesen hat:
das Fehlen einer engen Verzahnung von ge-
wählten Migrantenvertretern und Ratsmit-
gliedern. War es in den freiwilligen Auslän-
derbeiräten bis dahin fast überall üblich,
dass Ratsmitglieder und Migrantenvertre-
ter gemeinsam die - wenn auch wenigen -
Entscheidungen trafen, aber auch gemein-
sam Forderungen formulierten und in den
Rat einbrachten, sind im Ausländerbeirat
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Der Deutsche Städte- und Gemeindebund (DStGB) wendet sich anlässlich der Anhörung
im Bundestag zu den Auswirkungen der Gesundheitsreform entschieden gegen den
vorgesehenen Sanierungsbeitrag der Krankenhäuser in Höhe von 500 Mio.Euro.„Ein sol-
cher Sanierungsbetrag würde insbesondere die Krankenhäuser der Grundversorgung in
den ländlichen Regionen vor unlösbare finanzielle Probleme stellen“, erklärte der
Hauptgeschäftsführer Dr.Gerd Landsberg in Berlin.Die Schließung von Krankenhäusern
sei damit vorprogrammiert.Damit werde den Menschen aber nicht geholfen.
Angesichts der Fülle an gesetzlichen und tariflichen Lasten in jüngster Zeit wäre ein sol-
ches Opfer nicht zu verkraften. Alle Belastungen durch Einnahmebeschneidungen und
Ausgabenerhöhungen, auf die die Krankenhäuser keinen Einfluss ausüben können, lie-
gen bei ca.sieben Mrd.Euro im Jahr 2007.
Die geplanten Gesetzesänderungen entziehen den Krankenhäusern weitere Finanzmittel,
die diese dringend brauchen,um eine adäquate stationäre und ambulante Versorgung der

Bevölkerung in den Krankenhäusern zu sichern, erklärte Landsberg. Die Gesundheitsre-
form müsse deshalb korrigiert werden.Die Krankenhäuser können auf diese Entwicklung
nur durch Rationierung und Personalabbau reagieren,was bestenfalls zu längeren Warte-
zeiten, im schlechtesten Fall zur Schließung von Krankenhäusern führen wird. Die Folge
wird eine schlechtere Grundversorgung der Patienten in den Regionen sein. Die Reform
geht damit eindeutig zu Lasten der Patientinnen und Patienten,befürchtet Landsberg.Ei-
ne immer älter werdende Gesellschaft ist nach Auffassung des DStGB gerade auf die kom-
munalen Krankenhäuser als ortsnahe Versorgungseinrichtungen angewiesen.
Die Politik muss sich endlich von der Illusion verabschieden,mit immer weniger Geld im-
mer mehr und bessere Leistungen im Gesundheitswesen zu erreichen.Eine bessere me-
dizinische Betreuung hat ihren Preis.Die Menschen haben einen Anspruch auf eine gu-
te Grundversorgung auch im ländlichen Raum. Ausschließlich wirtschaftliche Aspekte
führen in die Sackgasse.(DStGB-Pressemitteilung 70/2006 vom 13.11.2006)

DStGB LEHNT GESETZENTWURF ZUR GESUNDHEITSREFORM AB

Wir wünschen allen 
unseren Leserinnen 

und Lesern ein 
gesegnetes 

Weihnachtsfest und 
ein erfolgreiches 

Jahr 2007
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T I T E L

nur die gewählten Migrantenvertreter
stimmberechtigt. Ratsmitglieder nehmen -
wenn überhaupt - nur beratend teil. Die en-
ge Anbindung an die Fraktionen fehlt.

Das führt bis heute zu Frustration und ei-
nem Gefühl der Ohnmacht nach dem Mot-
to „Wir können beschließen was wir wollen,
es interessiert niemanden“. Die LAGA NRW
hätte sich gewünscht, dass es schon vor der
letzten Kommunalwahl und der damit ge-
koppelten Wahl der kommunalen Migran-
tenvertretungen zu einer Änderung des §
27 GO NW gekommen wäre. Vorschläge
hierfür lagen auf dem Tisch. Stattdessen
kam es zur Anwendung des § 126 GO NW,
der Zulassung von 60 „Experimenten“ zur
Abweichung von § 27. Diese Änderungen
reichen von einer bloßen Änderung des Na-
mens bis hin zur weit reichenden Umgestal-
tung bei Zusammensetzung,aktivem Wahl-
recht und Kompetenzen.

Zur Mitte der Amtszeit der Gremien im
Frühjahr 2007 hat das NRW-Innenministeri-
um Erfahrungsberichte der Kommunen an-
gefordert.Die LAGA NRW hat Vorschläge für
eine Standardisierung dieser Berichte vor-
gelegt und eine wissenschaftliche Evaluati-
on gefordert. Im Hinblick auf die Änderung
der Gemeindeordnung hat die LAGA NRW
Forderungen formuliert, wie sie sich aus ih-
rer Erfahrung der Arbeit der Gremien seit
dem Herbst 2004 darstellen. Dabei handelt
es sich um Mindeststandards. Abweichun-
gen der Kommunen, die darüber hinausge-
hen, sollten - wie schon bisher - möglich
sein.

NAME SCHAFFT IDENTITÄT

Es beginnt mit dem Namen des Gremi-
ums.Die LAGA NRW ist der Auffassung,dass
ein einheitlicher Name, wie es der des Aus-

länderbeirates war, der Iden-
titätsfindung dient. Da es bei
der Arbeit der kommunalen
Migrantenvertretungen um
die Belange aller Menschen
mit und ohne Migrationshin-
tergrund sowie das friedliche
und gleichberechtigte Zu-
sammenleben geht, er-
scheint der überwiegend in
den „Experimentiergremien“
verwendete Begriff „Integra-

tionsrat“ als der sinnvollste.
Bei der Frage, ab welcher Zahl von Mig-

ranten eine kommunale Migrantenvertre-
tungen einzurichten ist, stellt § 27 auf den
„Ausländer“ ab. Dieser rechtlich enge Be-
griff lässt die Realität vor Ort außer acht. Es
sollte - soweit melderechtlich möglich -
nach der Zahl der Menschen mit Migrations-
hintergrund entschieden werden, ob ein In-
tegrationsrat (bei geringerer Zahl auf An-
trag) eingerichtet werden muss.

Wert gelegt wird auch auf die enge Ver-
zahnung von Rat und Migrantenvertretern.
Nach Ansicht der LAGA NRW hat sich eine
Zusammensetzung aus zwei Dritteln ge-
wählten Migrantenvertretern und einem
Drittel Ratsmitgliedern im Rahmen der Ex-
perimente bewährt. Wichtig ist außerdem
festzuschreiben, dass für die Migrantenver-
treter persönliche Vertreter gewählt wer-
den. Denn ebenso wie Ratsmitglieder sollen
sich auch diese im Verhinderungsfall vertre-
ten lassen können.

PASSIVES WAHLRECHT AUSWEITEN

Anders als in manchen Bundesländern
besteht in NRW seit Einführung des § 27 GO
NW das passive Wahlrecht in den Auslän-
derbeirat für alle Einwohner einer Kommu-
ne. Das hat sich bewährt, werden hierdurch
doch „eingebürgerte Deutsche“ und auch
gebürtige Deutsche, die sich für die Thema-
tik interessieren, einbezogen. Die Chancen

dieser Menschen, gewählt zu werden, ha-
ben sich in den Städten, die dies im Rahmen
der Experimentierklausel beantragt haben,
dadurch erhöht, dass auch Personen mit
deutscher Staatsangehörigkeit, die diese
durch Einbürgerung erlangt haben, wahl-
berechtigt sind, sofern sie sich in das Wäh-
lerverzeichnis haben eintragen lassen.

Dasselbe gilt für Deutsche, die als Aus-
siedlerinnen und Aussiedler in die Bundes-
republik gekommen sind. In den Städten, in
denen Aussiedlerinnen und Aussiedler für
eine Mitarbeit gewonnen werden konnten,
sind eine Verbreiterung des Themenspek-
trums und ein Wachsen des gegenseitigen
Verständnisses feststellbar.

Selbstverständlich sollte - wie bei allen
Wahlen üblich - die Möglichkeit der Brief-
wahl gegeben sein, da dies in den Städten,
die dies beantragt hatten, in der Regel zu ei-
ner höheren Wahlbeteiligung geführt hat.
Auch die Durchführung der Wahl als reine
Briefwahl sollte ermöglicht werden. Für die
Wahl der/des Vorsitzenden und seine/ihrer
Stellvertreter/innen sollte geregelt werden,
dass diese von allen Mitgliedern des Inte-
grationsrates gewählt werden.

RECHT AUF MITWIRKUNG

In der Gemeindeordnung sollte zudem
festgelegt werden, dass der Rat durch die
Hauptsatzung nach Anhörung der kommu-
nalen Migrantenvertretung den Rahmen
der Aktivitäten des Integrationsrates be-
stimmt. Insbesondere sollte der Integrati-
onsrat die Möglichkeit erhalten, sich an al-
len wichtigen Angelegenheiten, welche die
Interessen der Migrantinnen und Migran-
ten berühren, zu beteiligen. Er muss dabei
die Möglichkeit haben, Vorschläge zu ma-
chen und Anregungen zu geben.

Viele Kommunen haben den Integrati-
onsräten ein Budget zur eigenen Verwal-
tung überlassen oder die Entscheidung über
die Vergabe von Zuschussmitteln übertra-
gen. Diese Regelung hat sich bewährt und
zum Ansehen der Gremien beigetragen.

Wenn der Integrationsrat an der Beset-
zung der Stelle des Geschäftsführers sowie
bei der Einstellung von Personal für die
Durchführung von Aufgaben im Rahmen
der Migrations- und Integrationsarbeit be-
teiligt wird und ihm geeignete Räumlich-
keiten sowie technische Ausstattung nach
dem Standard der Kommune zur Verfügung
gestellt werden, steht einer erfolgreichen
Arbeit nichts im Wege. ●

Die kommunalen Migrantenvertretungen, die
sich im Rahmen der Experimentierklausel auf ei-
ne Regelung im beschriebenen Sinne eingelas-
sen haben, wollen nicht mehr zum herkömmli-
chen Ausländerbeirat zurück.Eine Änderung des
§ 27 der Gemeindeordnung, die dem Bedürfnis
aller Seiten nach mehr politischer Beteiligung
der Migrantinnen und Migranten Rechnung
trägt, ist daher überfällig.

FA
Z
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Bei der Laga NRW-Mitgliederversammlung 2005
in Krefeld forderten die Delegierten, auch in der
kommenden Legislaturperiode einen Ausschuss
für Migrationsfragen einzurichten
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?
STÄDTE- UND GEMEINDERAT: Einigung bei
Hartz IV und Unternehmenssteuer-
reform sowie unerwarteter Steuersegen
- geht´s den NRW-Kommunen endlich
wieder gut ?

Dr.Bernd Jürgen Schneider: Ja und Nein.Was
die Erstattung von Unterkunftskosten bei
Langzeitarbeitslosen durch den Bund an-
geht, hätte es tatsächlich schlimmer kom-
men können. Dass in den kommenden vier
Jahren jeweils eine Milliarde Euro Entlas-
tung aus Hartz IV entsteht, ist zwar ein po-
sitives Signal. Entscheidend ist aber nicht
die Höhe der Bundesbeteiligung. Genauso
wichtig ist das Verteilverfahren. Und das
jetzt vorgesehene quotale Verteilverfahren
- der Bund beteiligt sich zu einem gewissen
Prozentsatz an den Unterkunftskosten - be-
deutet eine massive Benachteiligung der
Kommunen in NRW.
Die Steuermehreinnahmen - vor allem bei
der Gewerbesteuer - geben Hoffnung, dass
es wieder aufwärts geht.Aber vom Ende der
Durststrecke, von nachhaltiger Konsolidie-
rung kann noch lange nicht die Rede sein.
Einmal steigt die Zahl der Kommunen im
Haushaltsicherungskonzept ebenso wie die
Altfehlbeträge. Zum anderen haben die
Steuermehreinnahmen vor allem konjunk-
turelle und nicht strukturelle Gründe.

?Was fehlt denn noch?

Schneider: Die teils zweistelligen Zuwachs-
raten bei der Gewerbesteuer können nicht
darüber hinwegtäuschen, dass den NRW-
Kommunen unter dem Strich nur 2,5 Pro-
zent Mehreinnahmen zugeflossen sind - so

die Kassenstatistik nach dem ersten Halb-
jahr 2006. Und dem standen um 6,5 Prozent
gestiegene Ausgaben gegenüber. Summa
summarum lagen diese immer noch über
den Einnahmen. Also blieb auch im „Boom-
jahr“ 2006 nur der Weg, weiter fremdes
Geld aufzunehmen. Die Kassenkredite un-
serer 396 NRW-Kommunen lagen zur Jah-
resmitte bereits bei 12,5 Milliarden Euro.

?Was können die Kommunen von der 
Unternehmenssteuerreform erwarten?

Schneider: Die wichtigste Botschaft der Eini-
gung innerhalb der großen Koalition in Ber-
lin ist der Erhalt der Gewerbesteuer. Es hat
sich bezahlt gemacht, dass wir nicht wirt-
schaftsliberalen Trends hinterhergelaufen
sind und ein an sich gutes Konzept vorschnell
verloren gegeben haben. Aber der Teufel
steckt im Detail. Noch hat niemand in Euro
und Cent nachgerechnet, wie sich beispiels-
weise die Senkung der Gewerbesteuermess-
zahl von fünf auf 3,5 Prozent auswirkt. Dies
kann zu erheblichen Mindereinnahmen bei
einzelnen Kommunen führen, die auch vom
Finanzausgleich nicht kompensiert werden.

?
NRW-Finanzminister Dr. Helmut
Linssen hat den Kommunen 904 
Millionen Euro Mehreinnahmen für
2007 in Aussicht gestellt. Ist das nicht
ein Hoffnungsschimmer?

Schneider: Die 904 Millionen Euro, die land-
auf landab zitiert werden,sind vor allem das
Produkt einer PR-Kampagne. Der Betrag
fällt im Vergleich zu 2006 deshalb so hoch
aus,weil die Kommunen in diesem Jahr Kre-
dite von 674 Millionen Euro aus 2003 und
2004 an das Land zurückzahlen müssen.
Hinzu kommt, dass die Kommunen ab 2007
keinen Anteil an der Grunderwerbsteuer er-
halten sollen - ein Minus von rund 165 Mil-
lionen Euro. Der Anteil der Kommunen an
der Krankenhausfinanzierung soll von 20
auf 40 Prozent steigen - Mehrbelastung 110
Millionen Euro. Und bei der Weiterbildung
sollen acht Millionen Euro Zuschüsse gestri-
chen werden. Von den zusätzlichen Steuer-
einnahmen im Jahr 2007 bleibt - realistisch
gerechnet - kaum etwas für die Kommunen
übrig. Das Land hingegen kann sich über
fast eine Milliarde Euro mehr freuen.

?Städte und Gemeinden wollen 
effizienter arbeiten - hilft da das Neue
Kommunale Finanzmanagement?

Schneider: Das NKF muss bekanntlich ab
1.1.2009 in allen NRW-Kommunen prakti-
ziert werden. Mit der Umstellung sind die
Kämmereien schon gut vorangekommen.

Gespräch mit Dr. Bernd Jürgen 

Schneider, Hauptgeschäftsführer des

Städte- und Gemeindebundes NRW,

zum Jahresrückblick 2006 und zum

Ausblick auf 2007

„Unbequem, aber 
seriös und konstruktiv“

Ausschnitt aus dem Interview mit dem
„Bonner General-Anzeiger“ vom 15.09.2006
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Aber es zeigt sich, dass die Abschreibung für
alles, was die Kommune besitzt, sehr schwer
zu erwirtschaften ist.Zur finanziellen Gesun-
dung leistet das NKF kurzfristig gesehen kei-
nen Beitrag, eher das Gegenteil ist der Fall.
Hinzu kommt, dass die Kreise, die auf NKF
umstellen, ebenfalls einen höheren Finanz-
bedarf anmelden.Und der soll dann durch ei-
ne höhere Kreisumlage gedeckt werden.

?Wie entwickelt sich damit das 
Verhältnis zu den Kreisen?

Schneider: Die NKF-bedingte Auseinander-
setzung um die Kreisumlage wird schon
schwierig genug. Dann treiben die Belas-
tungen aus Hartz IV die Kreisumlage - zu-
mindest hier in Nordrhein-Westfalen - wei-
ter in die Höhe.Wir müssen damit rechnen,
dass die Einigung bei der Erstattung der Un-
terkunftskosten nicht soweit geht, auch ei-
nen neuen Verteilerschlüssel zwischen
Bund und Ländern einzuführen.Wenn es bei
dem prozentualen Verfahren bleibt, wird es
zumindest in einigen Kreisen Mehrbelas-
tungen durch Hartz IV geben. Das schlägt
durch bis auf die Städte und Gemeinden.

?
Das Land will die Verwaltung 
verschlanken und Bürokratie abbauen.
Liegt darin eine Chance für die 
Kommunen?

Schneider: Allein das Vorhaben, der Mut
zu einem neuen Anlauf in Richtung Ver-
waltungsstrukturreform verdient Re-
spekt. Ob die Sache zum Erfolg führt,
hängt von zwei Dingen ab: dass am Ende
weniger Personal für die Verwaltung be-
nötigt wird - das spart Geld - und dass die
Verwaltung näher am Bürger stattfindet -
das macht sie effektiver. Mit dem Zusam-
menlegen von Behörden, dem sprichwört-
lichen „Austauschen von Türschildern“, ist
es nicht getan. Die Städte und Gemeinden
sind offen für die Übernahme von Verwal-
tungsaufgaben vom Land. Es muss aller-
dings sichergestellt sein, dass sämtliche
anfallenden Kosten dafür ausgeglichen
werden.

?NRW-Ministerpräsident Dr. Jürgen 
Rüttgers hatte 2006 zum „Jahr des 
Kindes“ erklärt - ist das so eingetroffen?

Schneider: In kaum einem Jahr ist soviel
über Kinder geredet worden wie 2006,
nicht nur von der Landesregierung. Nur
folgen den Worten nicht immer Taten.

Fakt ist, dass die Landeszuschüsse für die
Kindergärten gesunken sind und die Kom-
munen stärker die Eltern zur Kasse bitten
müssen. In manchen Ländern und auch
auf Bundesebene wird gleichzeitig der
beitragsfreie Kindergarten gefordert, oder
zumindest ein freies drittes Kindergarten-
jahr. Wie soll das gehen? Wo soll dafür das
Geld herkommen? Ein Finanzierungsvor-
schlag für den Ausbau der Betreuung un-
ter Dreijähriger hat sich ja als Luftbu-
chung herausgestellt: die angeblichen
Einsparungen der Kommunen aus Hartz
IV.

?Geht denn bei der Kinderbetreuung gar
nichts mehr?

Schneider: Das wäre viel zu pessimistisch.
Städte und Gemeinden erleben tagtäglich
den Bedarf an qualifizierter Betreuung -
vom Windelalter bis in die Schulzeit. Und
sie sind bereit, hier noch mehr zu tun. Das
geht aber nur, wenn man alle Einsparmög-
lichkeiten ausnutzt und kreativ neue Kon-
zepte entwickelt, die wenig kosten. Wir
müssen die Kirchen mit ihrem erheblichen
Angebot an Kindergartenplätzen bei der
Stange halten. Auch das wird nicht ohne fi-
nanzielle Zugeständnisse der Kommunen
gehen.

?Mit welchen Perspektiven beginnt der
Städte- und Gemeindebund NRW das
neue Jahr?

Schneider: Das größte Pfund, mit dem wir
wuchern können, ist das Vertrauen unserer
360 Mitgliedskommunen. Sie fühlen sich -
auch bei allen Meinungsverschiedenheiten
in Einzelfragen - politisch bei uns gut aufge-
hoben.Die Rechtsberatung als Basis-Dienst-
leistung genießt seit eh und je einen guten
Ruf - auch bei den Großstädten. In diesem
Jahr haben wir unsere beiden Tochtergesell-
schaften zur neuen Kommunal- und Abwas-
serberatung NRW GmbH zusammenge-
führt.Damit wurde das Beratungsspektrum
für die Kommunen erheblich erweitert.Und
was vielleicht unsere größte Stärke aus-
macht: auch die neue Landesregierung hat
schnell erkannt, dass unser Verband wegen
seiner Unabhängigkeit und hohen Fach-
kompetenz ein guter Ratgeber ist, der zu-
weilen unbequem, aber immer seriös und
konstruktiv ist.

Die Fragen stellte Martin Lehrer ●

Ausschnitt aus dem Streitgespräch mit
NRW-Finanzminister Dr. Helmut Linssen im
„Kölner Stadt-Anzeiger“ vom 16./17.09.2006
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Polizei, Rettungsdienst und Feuerwehren
kommunizieren heute noch mittels eines
analogen Funknetzes, das auf einer Be-

triebsgenehmigung
aus dem Jahre 1951
basiert. Insofern ver-
wundert es nicht,
dass Deutschland
und Albanien dieje-
nigen Länder sind,

die in Europa technologisch der Entwick-
lung hinterherhinken. Unbestritten be-
steht Handlungsbedarf. Der analoge Funk
entspricht in weiten Teilen nicht mehr den
Anforderungen, welche die Gefahrenab-
wehr bei Großschadensereignissen wie
Hochwasser, Großbrand oder Terrorakten
stellt.

Wichtige operativ-taktische Anforde-
rungen an eine moderne Sicherheits-
Kommunikation wie Abhörsicherheit,
Übertragung von Daten zusätzlich zur
Sprache, bundesweite Kommunikation,
einsatzbezogene dynamische Gruppen-
bildung sowie direkte Einzelverbindung

mit anderen Funkteilnehmerinnen und
Funkteilnehmern im öffentlichen Netz
werden nicht erfüllt.

Bund und Länder planen seit Jahren die
Einführung eines bundesweit einheitli-
chen Sprech- und Datenfunksystems für
die Behörden und Organisationen mit Si-
cherheitsaufgaben (BOS). Die Realisie-
rung scheiterte bisher an ungeklärten Fi-
nanzierungsfragen sowie an unterschied-
lichen Vorstellungen über den richtigen
Weg zum Aufbau des Digitalfunknetzes.
Konkret wurde das Vorhaben in der ver-
gangenen Legislaturperiode des Bundes-
tags. Bund und Länder beschlossen am
20.06.2003, die Voraussetzungen für die
schrittweise Einführung des bundesein-
heitlichen Digitalfunks zu schaffen und
den Analogfunk nach einer Migrations-
phase abzulösen.

BUND-LÄNDER-VEREINBARUNG

Das Bundesinnenministerium sowie die
Innenminister und Innensenatoren der Län-
der haben dazu am 24.03.2004 die „Verein-
barung zur Regelung der Zusammenarbeit
beim Aufbau und Betrieb eines bundeswei-
ten einheitlichen digitalen Sprech- und Da-
tenfunksystems für alle Behörden und Or-
ganisationen mit Sicherheitsaufgaben in
der Bundesrepublik Deutschland“ geschlos-
sen.

Um die Interessen der Nutzer des Digital-
funks BOS gebündelt wahrnehmen zu kön-
nen, wurde nunmehr in einem zweiten An-
lauf der Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung über die Errichtung einer
Bundesanstalt für den Digitalfunk der Be-
hörden und Organisationen mit Sicher-
heitsaufgaben (BDBOS-Gesetz - Drucksache
16/1364) in den Bundestag eingebracht. Be-
troffen sind von der Einführung des Digital-
funks bei den BOS auch die von den Kom-
munen getragenen und finanzierten 24.702
Freiwilligen Feuerwehren und 96 Berufs-
feuerwehren.

Aus kommunaler Sicht müsste zum Auf-
bau des digitalen BOS-Funknetzes ein kom-
plett neues flächendeckendes digitales 
Bündelfunksystem mit mehreren tausend
Basisstationen in Deutschland errichtet
werden.Bei den Feuerwehren müssten sämt-
liche analogen Endgeräte - 113.000 Hand-
funkgeräte,60.000 mobile (Fahrzeug-)Funk-
geräte, 9.000 ortsfeste Funkgeräte sowie
325.000 Meldeempfänger - ausgetauscht
werden. Mehr als 55 Prozent aller betroffe-
nen Endgeräte des gesamten BOS-Bereichs
entfallen somit auf die Feuerwehren und
sind Bestandteil aller bisherigen Kostenkal-
kulationen.

DREI MILLIARDEN EURO KOSTEN

Ein Gutachten zur Untersuchung des Fi-
nanzbedarfs rechnet bundesweit mit einem
Aufwand von knapp drei Mrd.Euro zur Instal-
lation des neuen Systems, davon 485 Mio.

Das Angebot der NRW-Landesregierung,

bei Einführung des Digitalfunks 

auf eigene Kosten das Netz

zu errichten und zu betreiben, ist aus

Sicht der Kommunen zu begrüßen

Bessere Funktechnik 
für mehr Sicherheit

Hans-Gerd von Lennep
ist Beigeordneter für
Recht und Verfassung
beim Städte- und 
Gemeindebund NRW

D E R  AU TO R

Die Leitstellen von
Polizei, Rettungs-
dienst und Feuer-
wehr sind auf 
moderne 
Kommunikations-
mittel angewiesen
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„Westfalenpost“ vom 06. 11. 2006
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Euro für die Anpassung der Leitstellen,1,3 Mrd.
Euro für neue Endgeräte für alle BOS - insge-
samt rund 900.000 Geräte einschließlich
Meldeempfänger - und 1,1 Mrd. Euro für die
Netztechnik. Aus diesen Zahlen ergibt sich,
dass die Erstausstattung aller Feuerwehren
bundesweit mit mehr als 0,5 Mrd.Euro zu ver-
anschlagen ist. Dabei ist allerdings zu beach-
ten, dass ein gewisser Austausch der bisheri-
gen Funkgeräte ohnehin erforderlich wäre.

Weitere laufende Kosten entstehen für
die Bereitstellung der Netzdienstleistung.
Das Gutachten schlägt vor, die Betriebskos-
ten - Projektmanagement, Personal, Akqui-
sition von Standorten, Netzbetrieb, Netzfi-
nanzierung und Abschreibung - durch Nut-
zungsentgelte der BOS-Organisationen zu
erbringen. Diese werden im Gutachten mit
durchschnittlich 500 Euro pro Endgerät und
Jahr errechnet. Damit würde die Bereitstel-
lung der Netzdienstleistung für die Feuer-
wehren mit mehr als 250 Mio. Euro jährlich
zu Buche schlagen, wenn alle bisherigen
Teilnehmer integriert sind.

Zur Finanzierungsfrage enthalten die Be-
schlüsse der Innenministerkonferenz keine
klaren Aussagen. Grundgedanke ist nach
Auskunft der Projektgruppe Digitalfunk,dass
Bund und Länder die Kosten untereinander
aufteilen und die Länder selbst eine Rege-
lung zur internen Verteilung der Kosten fin-

den sollen. Es wird dazu keine bundesweite
Regelung geben. Dies äußert sich in dem Be-
schluss der IMK vom November 2000, der
Umstieg der nichtpolizeilichen BOS - bei-
spielsweise der Feuerwehren - solle „entspre-
chend den Regelungen der Länder“ erfolgen.

NRW-LÖSUNG IN SICHT

Als bislang einziges Bundesland hat Nord-
rhein-Westfalen den kommunalen Spitzen-
verbänden ein Angebot unterbreitet,auf sei-
ne Kosten das Netz zu errichten und zu be-
treiben,um eine vollständige Abdeckung des
Landes zu gewährleisten und es den Kom-
munen (BOS) zur Verfügung zu stellen. Die
Kommunen nutzen das Digitalfunknetz für
ihre BOS gebührenfrei. Das Land NRW wird
die Betriebsorganisation des Digitalfunks
stellen wie bisher schon bei der Frequenzbe-
wirtschaftung im Analogfunk. Das Land
NRW wird auf Dauer einen Ansprechpartner
für den nichtpolizeilichen Digitalfunk stellen,
voraussichtlich wie bisher in der zuständigen
Abteilung des Innenministeriums.

Im Gegenzug hätten die Kommunen die
Kosten für die Umrüstung der Leitstellen und
die Beschaffung der Endgeräte zu tragen und
stellten dem Land bei Bedarf Standorte für
Basisstationen unentgeltlich zur Verfügung.
Die Aufwendungen für Ertüchtigung und Be-

trieb dieser Standorte trüge das Land NRW.
Sämtliche Kosten,die über die Errichtung des
Netzes sowie den damit verbundenen Be-
trieb hinausgehen, würden nach dem Verur-
sacherprinzip zulasten der jeweiligen BOS
gehen, beispielsweise Netzerweiterungen
oder -anpassungen aufgrund individueller
Anforderungen oder Betriebsmaßnahmen.

Das Angebot des NRW-Innenministeri-
ums ist vom Städte- und Gemeindebund
NRW im Grundsatz positiv aufgenommen
worden. Allerdings wurden die offenen Fra-
gen nicht verschwiegen. Für die Feuerweh-
ren ist beispielsweise eine flächendeckende
Versorgung in Gebäuden erforderlich. Da-
rüber hinaus ist die Frage der Überarbei-
tung der Leitstellenstruktur und der Leit-
stellentechnik ungeklärt.

Die Standortplanung für Sendeanlagen
kann erst dann in Angriff genommen wer-
den, wenn geklärt ist, unter welchen Kondi-
tionen Sendestandorte bereitgestellt wer-
den und welche finanziellen Vor- oder Nach-
teile möglicherweise mit deren Überlassung
dauerhaft verbunden sind. Ein weiteres Ge-
spräch ist zu dem Angebot des NRW-Innen-
ministeriums noch nicht geführt worden.
Im Vergleich zu den eher vagen Aussagen
der Innenministerkonferenz ist dieses Ange-
bot jedoch als gute Grundlage für eine kom-
munalfreundliche Lösung zu werten. ●
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Die Achtung und Förderung der Kinder und Familien muss nach Auffassung des Deut-
schen Städte- und Gemeindebundes (DStGB) zum zentralen Leitbild der Politik in

Bund, Ländern und Kommunen werden.„Wir müssen in Deutschland eine Anerken-
nungskultur schaffen,die die Familie und die Bereitschaft,Kinder groß zu ziehen und die
damit verbundenen Herausforderungen als Wert anerkennt.Ohne dauerhafte Finanzie-
rung wird es keine bessere Familienpolitik geben.Die Einigung bei den Unterkunftsko-
sten und die damit verbundene Aufstockung des Bundesanteils für die Kommunen auf
4,3 Mrd.Euro ist ein positives Signal.Dieser Betrag ist allerdings nicht die spürbare Ent-
lastung,die die Politik den Kommunen versprochen hat.Die Erwartung des Bundes,aus
der Entlastung könnten die Kommunen 1,5 Mrd. Euro jährlich zusätzlich in die Kinder-
betreuung investieren,wird so nicht in Erfüllung gehen können“,betonten der Präsident
des DStGB und Bürgermeister von Bergkamen,Roland Schäfer,und der Hauptgeschäfts-
führer Dr. Gerd Landsberg, auf der gemeinsam mit dem Servicebüro Lokale Bündnisse
für Familie und dem Deutschen Industrie- und Handelskammertag veranstalteten Fach-
konferenz „Gemeinden und Unternehmen sagen Ja zu Kindern“ in Potsdam.
Wer bessere Kinderbetreuung, mehr Jugendarbeit, mehr Schutz vor Verwahrlosung und
mehr Anstrengungen der Kommunen im Arbeitsmarkt will, muss die Finanzkraft der
Kommunen stärken.Bereits heute wenden die Kommunen ca.13,0 Mrd.Euro für die Kin-
derbetreuung auf.Wenn wir die Situation verbessern und eine flächendeckende Ganz-
tagsbetreuung mit qualifiziertem Personal schaffen wollen,müssen Bund und Länder die
dauerhafte Finanzierung sicherstellen.Eine bessere Betreuung der Kinder und ein fami-

FAMILIENFREUNDLICHKEIT WICHTIGER STANDORTFAKTOR IN STÄDTEN UND GEMEINDEN

lienfreundliches Umfeld in den Städten und Gemeinden gibt es nicht zum Nulltarif.
Vor diesem Hintergrund ist auch der Ruf nach kostenfreien Kindergärten der falsche An-
satz.„Es ist wichtiger, die Infrastruktur weiter auszubauen, als bei Familien nicht erfüll-
bare Erwartungen zu wecken.Schließlich sind die Elternbeiträge sozial gestaffelt,damit
Familien mit niedrigen Einkommen gering oder gar nicht belastet werden“, so Schäfer
und Landsberg.
Die Kommunen leisten ihren Beitrag in vielfältiger Form und in vielen Städten und Ge-
meinden gehört die lokale Familienpolitik zum Leitbild, das gemeinsam mit den Bür-
gern entwickelt wird.Mit großem Erfolg beteiligen sich bereits über 350 Kommunen an
der Bundesinitiative „Lokale Bündnisse für Familien“.Ihr Ziel es,unter anderem die Kin-
derbetreuung auszubauen und die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu verbessern.
Praktische Familienfreundlichkeit ist damit keine Utopie - in Zusammenarbeit mit den
richtigen Partnern aus Politik,Wirtschaft und privaten Initiativen entsteht so manches,
was eine Kommune alleine nicht bewältigen könnte.
Die Unterstützung der Familien durch den Staat ist von zentraler Bedeutung. Aber Fa-
milienpolitik ist nicht nur eine Aufgabe des Staates. Eine familienfreundliche Gesell-
schaft bekommen wir nur, wenn der Staat, die Städte und Gemeinden, die Arbeitgeber
und Gewerkschaften,die Kirchen,die Vereine und Verbände und auch jeder Einzelne mit-
arbeitet. Denn nur das Interesse und der Einsatz aller Beteiligten macht aus einer Ge-
sellschaft mit Familien eine familienfreundliche Gesellschaft. (DStGB-Pressemitteilung
67/2006 vom 07.11.2006)
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Verwaltungsstrukturreform: Das Präsidium
unterstützt die Verwaltungsstrukturreform
mit den Zielen „Entbürokratisierung“ und
„Deregulierung“. Jedoch könne die Frage,ob
Aufgaben abgeschafft, auf Dritte übertra-
gen oder kommunalisiert würden,erst nach
einer fundierten Aufgabenkritik entschie-
den werden. Bei allen Maßnahmen der Ver-
waltungsstrukturreform - so das Gremium
- müsse das strikte Konnexitätsprinzip ein-
gehalten werden. Jeder Übertragung von
Aufgaben habe eine differenzierte Schät-
zung der Folgekosten voranzugehen 

Reform der Versorgungsverwaltung: Nach
Ansicht des Präsidiums soll die Kommunali-
sierung von Aufgaben der Versorgungsver-
waltung geprüft werden, freilich unter Be-
achtung von Aspekten der Wirtschaftlich-

keit und des Konnexitätsprinzips. Dabei
kommen folgende Optionen in Betracht:
Zuständigkeit der Kreise und kreisfreien
Städte für Schwerbehindertenrecht und Er-
ziehungsgeld oder Elterngeld, Zuständig-
keit der Landschaftsverbände für Schwer-
behindertenrecht und Soziales Entschädi-
gungsrecht, Zuständigkeit der NRW.Bank
für Erziehungsgeld oder Elterngeld sowie
für arbeits- und sozialpolitische Förderpro-
gramme, Zuständigkeit der Bezirksregie-
rungen für arbeits- und sozialpolitische För-
derprogramme.

Reform der Umweltverwaltung: Das Präsi-
dium begrüßt das Vorhaben, die NRW-Um-
weltverwaltung zu straffen und durch das
so genannte Zaun-Prinzip einheitliche An-
sprechpartner im Bereich des Umweltrechts
zu schaffen.Eine Verlagerung von Aufgaben
in der Folge auf Kreise und kreisfreie Städte
müsse jedoch fachlich sinnvoll und wirt-

schaftlich sein. Anlagen, deren Betrieb sehr
viel technisches Fachwissen erfordert, soll-
ten weiterhin vom Staat genehmigt und be-
aufsichtigt werden. Die Reform der Landes-
forstverwaltung soll schließlich auf der
Grundlage des „Konzepts 2010“ der NRW-
Landesregierung vollzogen werden.

Gemeindefinanzierungsgesetz und NRW-
Landeshaushalt 2007: Das Präsidium lehnt
die Herausnahme des Grunderwerbsteuer-
anteils von vier Siebtel aus dem kommuna-
len Steuerverbund 2007 ab. Ebenso spricht
es sich gegen die geplante Erhöhung des
kommunalen Anteils an der Krankenhaus-
Finanzierung sowie der Kürzung von Zu-
schüssen zur Weiterbildung und zu Kinder-
gärten ab. Dagegen begrüßt das Präsidium
die Tendenz im GFG 2007, den Kommunen
das Geld weitgehend als frei verfügbare
Schlüsselzuweisung oder als Pauschale zu
übergeben. Zudem fordert das Gremium
vom Land, bei der Reform des kommunalen
Finanzausgleichs die kommunalen Spitzen-
verbände frühzeitig einzubeziehen.

Einzelhandel: Nach Auffassung des Präsidi-
ums müssen neue Instrumente zur Steue-
rung großflächigen Einzelhandels entwi-
ckelt werden.Dieser müsse zum Erhalt städ-
tischer und gemeindlicher Zentren, zur
Sicherung einer wohnungsnahen Grund-
versorgung sowie zur Bewahrung ausgegli-
chener Versorgungsstrukturen beitragen.
Freilich müssten kommunale Planungsin-
strumente Vorrang vor staatlicher Steue-
rung behalten. Für neue Factory Outlet Cen-
ter (FOC) fordert das Gremium, deren

Beschlüsse des StGB 
NRW-Präsidiums vom 
31. Oktober 2006

Folgende Beschlüsse fasste das 

Präsidium des Städte- und 

Gemeindebundes Nordrhein-

Westfalen auf seiner 164. Sitzung am

31. Oktober 2006 in Paderborn

Zu seiner letzten Sitzung des Jahres 2006 traf sich das Präsidium des Städte- und Gemeindebundes
NRW Ende Oktober im historischen Rathaus der Stadt Paderborn

StGB NRW-Präsident Bürgermeister Heinz Paus
(rechts) verabschiedete das langjährige 
Präsidiumsmitglied Beigeordneter a.D.

Michael Kotulla
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Standorte müssten im regionalen Konsens
entwickelt oder städtebaulich integriert in
Oberzentren oder großen Mittelzentren
ausgewählt werden.

ÖPNV: Das Präsidium fordert, bei der anste-
henden ÖPNV-Reform am Grundprinzip ei-
nes regionalisierten öffentlichen Personen-
nahverkehrs festzuhalten. Kommunen oder
Kreise müssten weiterhin Aufgabenträger
sein und dabei zwischen Vergabe oder eige-
ner Bereitstellung von Verkehrsdienstleis-
tungen wählen können.Einer Straffung und
Entbürokratisierung des Fördersystems
steht das Präsidium positiv gegenüber. Je-
doch dürften im ländlichen Raum keine
vom ÖPNV entleerten Resträume entste-
hen.

Unterkunftskosten bei Hartz IV: Das Präsidi-
um fordert ein dauerhaft funktionierendes
Verfahren zur Erstattung der Unterkunftskos-
ten für Langzeitarbeitslose durch den Bund
an die Kommunen. Dieses solle die aktuelle
Kostenentwicklung widerspiegeln,aber auch
der unterschiedlichen Be- und Entlastung in
den Ländern und Kommunen Rechnung tra-
gen. Hierbei unterstützt das Präsidium das
Modell des Mehrbelastungsausgleichs.

Unternehmenssteuerreform: Das Präsidi-
um wendet sich dagegen, die Gewerbe-
steuer auf eine reine Gewinnsteuer zur 
beschränken - nur um einer einheitlichen
Bemessungsgrundlage mit der Körper-
schaftssteuer willen. Ebenso müsse das He-
besatzrecht bei der Gewerbesteuer erhal-
ten bleiben. Eine erhöhte Grundsteuer - so
das Gremium - biete keinen Ersatz für eine
weiterentwickelte Gewerbesteuer. Unab-
hängig davon müsse das heutige Aufkom-
men aus der Gewerbesteuer für die Kom-
munen erhalten bleiben.

EU-Dienstleistungsrichtlinie: Nach Auffas-
sung des Präsidiums sollte der so genannte
einheitliche Ansprechpartner nach der EU-
Dienstleistungsrichtlinie bei den Kommu-
nen - und nicht bei den Industrie- und Han-
delskammern - angesiedelt werden. Dafür
kämen neben den Kreisen und kreisfreien
Städten auch Große kreisangehörige Städ-
te in Betracht.Die Entscheidung,wo der ein-
heitliche Ansprechpartner angesiedelt
wird, solle nicht primär nach den anfallen-
den Kosten entschieden werden, da dieser
für seine Arbeit bekanntlich Gebühren erhe-
ben könne. ●

Mit dem Urteil des Verwaltungsgerichts
(VG) Minden vom 30.08.2006 und dem Be-
schluss des Verwaltungsgerichts Arnsberg
vom 18.08.2006 liegen neuerliche Entschei-
dungen zur Rechtmäßigkeit von Vergnü-
gungssteuersatzungen vor. Ausgangspunkt
ist das Urteil des Bundesverwaltungsge-
richts (BVerwG), nach dem die Besteuerung
anhand des Stückzahlmaßstabs nur noch
unter engen Voraussetzungen zulässig ist
(BVerwG Urt. v. 13.04.2005 - Az.: 10 C 5/04,
DVBl. 2005,S. 1208). Danach kann eine Kom-
mune nicht mehr pauschal Abgaben für
Geldspielautomaten mit Gewinnmöglich-
keit verlangen, wenn Einspielergebnisse
einzelner Automaten in einer Schwan-
kungsbreite von 50 Prozent von dem durch-
schnittlichen Einspielergebnis aller Auto-
maten im Gemeindegebiet abweichen.

Die einzeln ermittelten Werte dürfen al-
so den Durchschnitt der örtlichen Einspiel-
ergebnisse nicht um mehr als 25 Prozent
über- oder unterschreiten. Andernfalls sind
eine diesbezügliche Steuersatzung und die

darauf basierenden Steuerbescheide
rechtswidrig. Das BVerwG sieht die Pau-
schalierung nicht mehr als sachgerecht an,
weil sich heute
durch Einbau mani-
pulationssicherer
Zählwerke in Geld-
spielautomaten der
tatsächliche Spiel-
aufwand wirklichkeitsgetreu darstellen
lässt.

Daraufhin hat der Städte- und Gemein-
debund NRW seine Mustersatzung geän-
dert und sieht nunmehr statt des bisher
gültigen Stückzahlmaßstabes eine Regelbe-
steuerung nach den Einspielergebnissen
vor.Während das VG Minden die prozentua-
le Besteuerung ausdrücklich bestätigt, be-
zweifelt das VG Arnsberg die Rechtmäßig-
keit von Vergnügungssteuersatzungen, so-
fern darin die Möglichkeit einer
abweichenden Besteuerung entsprechend
§ 10a der Mustersatzung eröffnet wird.

STÜCKZAHLMASSSTAB BEIZUBEHALTEN

Nach Ansicht des Städte- und Gemein-
debundes NRW ist es durchaus zulässig,
den Stückzahlmaßstab auf Antrag des Au-
tomatenaufstellers beizubehalten, weil

Trotz rechtlicher und praktischer 

Probleme ist die Vergnügungssteuer

für NRW-Kommunen weiterhin eine

ernst zu nehmende Einnahmequelle

Wer spielt, tut etwas
für die Gemeinschaft

Marc Baak ist Praktikant
beim Städte- und 
Gemeindebund NRW,
Ruth Maria Fischer ist
dort Referendarin

D I E  AU TO R E N

Die Erhebung von 
Vergnügungssteuer für 
Spielautomaten in 
Gaststätten wird durch 
rechtliche Unklarheiten 
erschwert
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dies aus Gründen der Verwaltungspraktika-
bilität erfolgt und auch in anderen Berei-
chen des Steuerrechts Wahlmöglichkeiten
bestehen. Die überschlägig getroffenen
Feststellungen des VG Arnsberg im Verfah-
ren des vorläufigen Rechtsschutzes geben
daher derzeit keinen Anlass, die Mustersat-
zung anzupassen.

Wenn Kommunen ihre Satzungen ent-
sprechend der Mustersatzung auf das Ein-
spielergebnis umstellen, sollte dies zur Si-
cherung von Steuereinnahmen rückwir-
kend geschehen, sofern noch offene
Verfahren existieren. Hierbei ist zu beach-
ten, dass die Steuerpflichtigen für die Ver-
gangenheit keiner größeren finanziellen
Belastung ausgesetzt sein dürfen als vor der
Satzungsänderung.

Zur Lösung dieser Problematik schlägt
der Städte- und Gemeindebund NRW eine
Einteilung der Änderungssatzung in Artikel
vor. Nach Artikel 1, § 8 Abs. 1 S. 3 der Muster-
satzung soll eine Vergnügungssteuersat-
zung erlassen werden,die für die Zeit vor ih-
rer Änderung gilt und neben der Einführung
des neuen Steuermaßstabes eine Höchst-
grenze der Abgabe in Höhe des vorher erho-
benen Pauschalbetrages vorsieht. Mit der
Anpassung in Artikel 2, § 10 S. 4 entfällt die-
se Höchstgrenze dann für die Zukunft. Die-
se Vorgehensweise wurde vom VG Minden
in seinem Urteil vom 30.08.2006 erstmals
bestätigt.

Darüber hinaus finden sich in der Ent-
scheidung grundlegende Ausführungen
zum rückwirkenden Satzungserlass. Nach
Auffassung des Gerichts sind Änderungen
der Bemessungsgrundlage von Abgaben
auch für bereits abgeschlossene Veranla-
gungszeiträume zulässig, weil die Automa-
tenaufsteller mit der Neuregelung rechnen
mussten und nicht davon ausgehen konn-
ten, dass für diese Zeit überhaupt keine
Steuern zu zahlen sind.

KEIN VERSTOSS GEGEN EU-RECHT

Das VG Minden hat in seinem Urteil
weitere Einwände der Automatenaufstel-
ler widerlegt. Nach Auffassung des 
Gerichts verstößt die grundsätzliche Erhe-
bung einer Vergnügungssteuer nicht ge-
gen EU-Gemeinschaftsrecht. Insbesonde-
re ist ein Verstoß gegen Art. 33 der Richtli-
nie 77/388/EWG nicht gegeben. Dieser
verbietet den EU-Mitgliedstaaten die Er-
hebung von Steuern und Abgaben, wel-
che die wesentlichen Merkmale einer

Mehrwertsteuer oder Umsatzsteuer auf-
weisen.

Hierzu liefert das VG Minden in seiner
Entscheidung jedoch keine Begründung.
Diese ist für den neuen Steuermaßstab an-
hand des Einspielergebnisses problema-
tisch. Bislang wurde die Vergleichbarkeit
zwischen Vergnügungssteuer und Umsatz-
steuer stets abgelehnt, weil die Bemessung
der Vergnügungssteuer nach dem Stück-
zahlmaßstab pauschal und nicht vom Ein-
spielergebnis her prozentual erhoben wur-
de (BVerwG, Urt. v. 22.12.1999 - Az.: 11 CN
1/99, DVBl. 2000, S. 910).

Nach Abschaffung des Stückzahlmaß-
stabes und Einführung einer prozentualen
Besteuerung des Einspielergebnisses lässt
sich diese Argumentation nicht mehr auf-
rechterhalten. Allerdings werden nach Art.
33 Abs. 1 der Richtlinie 77/388/EWG Abga-
ben auf Spiele gerade dann von dem Verbot
ausgenommen, wenn sie nicht zu Formali-
täten beim Grenzübergang führen. Als ört-
liche Aufwandssteuer und wegen ihrer Be-
grenzung auf die im Gemeindegebiet auf-
gestellten Spielgeräte ist sie nicht geeignet,
den Verkehr zwischen den Mitgliedstaaten
zu beeinträchtigen (VG Koblenz, Urt. v.
07.08.1996 - Az.: 2 K 4874/95.KO).

SPIELENDE BESTEUERT

Diese Begründung beseitigt gleichzeitig
jegliche Kritik an der Verfassungsmäßigkeit
der Vergnügungssteuer. Eine gemeindliche
Vergnügungssteuersatzung verstößt eben-
so wenig gegen Art. 105 Abs. 2 a Grundge-
setz. Nach dieser Norm dürfen Aufwands-
steuern durch die Länder und die Kommu-
nen nur dann erhoben werden, wenn der
Bund keine gleichartige Steuer erhebt. Die
Abgabe auf das Vergnügen betrifft aber ei-
nen anderen Steuergegenstand. Seit jeher
wird nicht der Umsatz des Betreibers, son-
dern die Leistungsfähigkeit des Spielenden
besteuert.

Letztere kann allein anhand des im
Zählwerkausdruck unter Saldo 2 abgebil-
deten elektronisch gezählten Kassenin-
halts zuzüglich Röhrenentnahmen abzüg-
lich Röhrenauffüllung sowie Falsch-, Prüf-
test- und Fehlgeld nachvollzogen werden.
Ein an den Automatenaufsteller gerichte-
ter Steuerbescheid erfolgt ausschließlich
aus Praktikabilitätsgründen. Deswegen
ist auch die Umsatzsteuer von derzeit 16
Prozent nach Auffassung des Städte- und
Gemeindebundes NRW von diesem Ein-

spielergebnis nicht abzuziehen. Im Ein-
klang mit der Definition des Einspieler-
gebnisses orientiert sich die Vergnü-
gungssteuer gerade deshalb an der Brut-
tokasse, weil der Spieleinsatz als
steuerrelevanter Aufwand Teil der Be-
steuerungsgrundlage ist.

Letztlich bietet das Urteil des VG Minden
eine weitere Richtschnur zur Ermittlung des
Steuersatzes. Zwar können die Kommunen
darüber grundsätzlich frei entscheiden. Al-
lerdings birgt ein zu hoher Steuersatz die
Gefahr der Rechtswidrigkeit einer Vergnü-
gungssteuersatzung wegen erdrosselnder
Wirkung. Die kommunale Abgabe darf nur
so bemessen sein, dass es dem Automaten-
aufsteller weiterhin möglich ist, seinen Be-
ruf rentabel auszuüben.

Im Einzelnen lässt sich schwer beurteilen,
welcher Steuersatz dem Automatenaufstel-
ler die finanzielle und wirtschaftliche Grund-
lage entziehen würde. Bereits im Januar
2006 hatte das VG Minden bei einem Steuer-
satz von zehn Prozent des Einspielergebnis-
ses die erdrosselnde Wirkung verneint (VG
Minden Urt. v. 27.01.2006 - Az.: 11 L 855/05).
Nunmehr stellt das Gericht klar,dass auch ei-
ne Besteuerung von zwölf Prozent der Jah-
resnettokasse zulässig ist. Mit diesem Pro-
zentsatz dürfte der Rahmen vorerst ausge-
reizt sein. Die beklagte Kommune hatte im
Zuge des Streitverfahrens nämlich den ur-
sprünglich festgelegten Steuermaßstab von
16 Prozent entsprechend herabgesetzt.

Losgelöst von diesen rechtlichen Erwä-
gungen sehen sich Kommunen in der Praxis
vermehrt Einwendungen ausgesetzt, die
sich nach Satzungsänderung durch das mo-
difizierte Verfahren ergeben.Die prozentua-
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Biometrie-Test am 
Mainzer Hauptbahnhof
Bis Ende Januar 2007 führt das Kriminalistische
Institut des Bundeskriminalamtes am Mainzer
Hauptbahnhof ein Pilotprojekt durch, bei dem
aus allen Reisenden 200 freiwillige Testpersonen
durch biometrische Gesichtserkennung heraus-
gesucht werden sollen. Am Fuß der Hauptroll-
treppen nehmen Kameras für drei verschiedene
Systeme laufend die Gesichter der Reisenden auf.
Ein Computerprogramm zur Gesichtserkennung
soll dann in Echtzeit die Projektteilnehmer, vor-
nehmlich Pendler aus der Region, herausfiltern.
Von den Überwachungskameras wird nur der lin-
ke Teil der Treppen erfasst. Die örtlich zuständige
Datenschutzbehörde hat dem Test zugestimmt.
Durch die Gesichtserkennung könnten beispiels-
weise als Hooligans bekannte Personen oder
Straftäter identifiziert werden.

Kostenloses WLAN
Die Vereinigung Fon (de.fon.com) ermöglicht die
kostenlose WLAN-Nutzung weltweit. Vorausset-
zung ist jeweils, dass der Nutzer einen speziellen
WLAN-Router („La Fonera“) aufstellt und anderen
„Fon“-Nutzern den Hotspot zur Nutzung zur Ver-
fügung stellt. Das Gerät besitzt keine Anschlüsse
für interne,per Kabel angebundene Rechner.Des-
halb setzt man es am besten hinter einem bereits
vorhandenen Router ein. Dort bildet es zwei ge-
trennte Funkbereiche: einen für die Gäste (offen)
und einen für den Aufsteller (verschlüsselt). Wer
seinen Hotspot freigibt, kann ebenfalls kostenlos
bei anderen Fon-Nutzern mitsurfen.Mitgliedsge-
bühren fallen bei Fon nicht an.Damit will Fon,das
von den Firmen Google und Skype finanziert
wird,WLAN-Marktführer in Deutschland werden.

Drei Viertel aller 
Deutschen mit PC
Drei von vier deutschen Haushalten verfügen über
einen PC.Dies hat eine Auswertung des Bundesver-
bandes Informationswirtschaft,Telekommunikati-
on und neue Medien BITKOM aus den aktuellen Da-
ten des europäischen Statistikamtes „Eurostat“ er-
geben. Im Vergleich zu anderen EU-Ländern liegt
Deutschland damit auf dem fünften Platz. In Däne-
mark, Schweden, den Niederlanden und Luxem-
burg sind Heimcomputer noch stärker verbreitet.

Mehr als 100 Millionen
Websites
Ende Oktober 2006 wurden mehr als 100 Millio-
nen Websites weltweit gezählt.Allein im Oktober
selbst wurden 3,5 Millionen neue Websites ermit-
telt. Dies ergab eine Zählung von Netcraft
(news.netcraft.com), die erstmals 1995 Websites
zählten. Damals gab es lediglich 18.957 Internet-
Homepages. Insbesondere die vielen Blogs und
die zunehmende Webpräsenz kleiner Unterneh-
men haben die Zahlen nach oben getrieben. Al-
lerdings ist etwa die Hälfte aller Sites offline oder
wird nicht regelmäßig gepflegt. ●

Bürgerbegehren und 
Bürgerentscheid - ein
Überblick
Von Dr. Andreas Kasper, Referent beim Städte- und 
Gemeindebund NRW

Nach dem Grundgesetz und der Landesverfas-
sung des Landes Nordrhein-Westfalen (Art. 28
Abs. 1 GG und Art. 78 Abs. 1 LV NRW) gilt auch für
die Gemeinden der Grundsatz der repräsentati-
ven Demokratie.Die Bürgerschaft wird also durch
den Rat und den/die Bürgermeister/in vertreten,
die sie in den Kommunalwahlen wählt. Die Ver-
fassung schließt aber die ergänzende Einführung
unmittelbar demokratischer Elemente nicht aus.
Die Kommunalverfassung gibt den Bürgern das
Recht, in einer Vielzahl kommunaler Angelegen-
heiten selbst zu entscheiden. Der Beschluss der
Bürgerschaft tritt an die Stelle der Entscheidung
des Rates, denn der Bürgerentscheid hat nach 
§ 26 Abs. 8 GO NRW die Wirkung eines Ratsbe-
schlusses. Setzen sich Bürger z. B. für den Erhalt
eines Hallen- oder Freibades, einen zusätzlichen
Kindergarten,eine weitere verkehrsberuhigte Zo-
ne oder für oder gegen den Neubau einer Schule
ein, dann können sie diese Entscheidung nun-
mehr selbst in die Hand nehmen. Seit 12 Jahren
gibt es in NRW das Instrument des Bürgerent-
scheids.Nordrhein-Westfalen ist nach Bayern das
Land mit den meisten Bürgerbegehren.

Das Verfahren dazu ist zweistufig. Es gliedert
sich in den Antrag (Bürgerbegehren) einer be-
stimmten Anzahl von Bürgern auf Durchführung
eines formalisierten Abstimmungsverfahrens
auf der einen und in die eigentliche Entscheidung
der Bürger im Wege der allgemeinen,unmittelba-
ren, freien und geheimen Abstimmung (Bürger-
entscheid) auf der anderen Seite.

I. Voraussetzungen für Bürgerbegehren

1. Antragsberechtigung und Vertreter
Neben der eindeutigen Fragestellung zu einer
zulässigen kommunalen Angelegenheit muss
das Bürgerbegehren auch eine Begründung
enthalten und bis zu drei Vertretungsberechtig-
te benennen. Antragsberechtigt sind nach § 26
Abs. 1 GO NRW die im Gemeindegebiet bei Ge-
meindewahlen Wahlberechtigten (§ 21 Abs. 2
GO NRW). Für das Bürgerbegehren müssen ein
bis maximal drei Vertreter benannt werden. Bei
der Benennung der Vertreter ist zu beachten,
dass das Bürgerbegehren nur von allen gemein-
sam vertreten werden kann.

2. Unterschriften
Ein Bürgerbegehren muss von einer bestimm-
ten Zahl von Wahlberechtigten unterstützt
werden. Dazu sieht die Gemeindeordnung ab-
gestufte Quoren vor. Die erforderliche Zahl der
Unterstützungsunterschriften richtet sich nach
der Zahl der Einwohner. Die Bürgerbegehren

le Besteuerung verlangt nämlich die Nach-
prüfung der tatsächlichen Einspielergebnis-
se für die Festlegung der Steuer durch die
Kommune.

STREIT UM ZÄHLWERKAUSDRUCK

Dazu ist die Mitwirkung der Automa-
tenaufsteller erforderlich, die eine Steuer-
anmeldung abgeben und der Verwaltung
die Zählwerkausdrucke der Geldspielgerä-
te als Prüfungsbeleg zur Verfügung stel-
len müssen. Gegen eine solche Verpflich-
tung anhand § 13 Abs. 5 der Mustersat-
zung sperrten sich Automatenaufsteller
mit der Begründung, dass sich die Kom-
munen nach den gesetzlichen Vorschrif-
ten der Abgabenordnung (AO) mit einer
mündlichen Auskunft nach § 97 Abs. 2 AO
begnügen müssten, weil die Automaten-
aufsteller sonst ihrer steuerrechtlichen
Buchführungspflicht nicht nachkommen
könnten.

Diese Argumentation ist indes nicht
stichhaltig. Bei Zählwerkausdrucken gilt
nicht § 97 Abs. 2 AO, sondern § 12 Abs. 1 Nr. 4
a Kommunalabgabengesetz (KAG NRW) i.
V. m. § 150 Abs. 4 AO. Danach müssen Steu-
ererklärungen - und somit auch Steueran-
meldungen - alle Unterlagen beigefügt
werden,wenn wie hier nach dem jeweiligen
Steuergesetz die Vorlagepflicht besteht.
Zwar handelt es sich bei einer Satzung nicht
um ein Gesetz im formellen Sinne, aber sie
findet in §§ 2 Abs. 1, 3 Abs. 1 KAG NRW i. V. m.
§ 7 GO NRW ihre gesetzliche Grundlage. Da-
durch bleiben Vorschriften der AO über die
Buchhaltung unberührt.

Der Wortlaut von § 13 Abs. 5 der Mus-
tersatzung verlangt allgemein nur den
Zählwerkausdruck. Daher kann sich die
Kommune entweder auf die Vorlage ei-
ner Kopie des Zählwerkausdruckes be-
schränken oder das Original nach zeitwei-
liger Überlassung und Prüfung durch die
Verwaltung an den Aufsteller zurückge-
ben. Nach dem Wortlaut von § 147 AO soll
lediglich sichergestellt werden, dass sich
ein Dritter anhand der aufzubewahren-
den Unterlagen einen Überblick über die
Vermögenslage des betreffenden Unter-
nehmens verschaffen kann.

Darüber hinausgehend hat das VG Arns-
berg zutreffend festgestellt,dass durch Sat-
zung die Erhebung von Vorauszahlungen
auf künftige Steuern nicht geregelt werden
kann. Es fehlt insoweit an einer gesonder-
ten Ermächtigung im KAG. ●
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müssen in den verschiedenen Gemeindegrö-
ßenklassen von folgenden Prozentzahlen der
Bürger unterzeichnet sein: In Gemeinden 

• mit bis zu 10.000 Einwohnern von 10 %,
• mit bis zu 20.000 von 9 %,
• mit bis zu 30.000 von 8 %,
• mit bis zu 50.000 von 7 %,
• mit bis zu 100.000 von 6 %,
• mit bis zu 200.000 von 5 %,
• mit bis zu 500.000 von 4 % und 
• mit über 500.000 Einwohner von 3 %.

Das Unterschriftenquorum bezieht sich dabei
auf die Zahl der Wahlberechtigten. Diese Quo-
ren gelten in gleicher Weise für Bürgerbegeh-
ren, die gem. § 26 Abs. 9 GO NRW auf Stadtbe-
zirksebene stattfinden. Am Bürgerbegehren
selbst können alle zur Stimmabgabe bei der
Kommunalwahl berechtigten Bürger, also auch
Ausländer aus den Mitgliedsstaaten der Euro-
päischen Union teilnehmen.
Die Unterschriften müssen unter dem vollstän-
digen Antrag mit Begründung - jedenfalls in ei-
ner aus sich heraus verständlichen Kurzfassung -,
Kostendeckungsvorschlag und der Angabe 
der Vertreter des Bürgerbegehrens stehen. Da-
mit müssen diese Angaben auf jedem Unter-
schriftsblatt stehen. Unterschriften, die auf ge-
trennten Blättern stehen, werden nicht berück-
sichtigt. Nur so ist letztlich sichergestellt, dass
sich jeder über die Tragweite seiner Unterschrift
klar werden kann. Daneben müssen die Listen
den Namen, den Vornamen, die Anschrift und
das Geburtsdatum der Unterzeichner enthal-
ten.Unterschriften von Personen,denen die Un-
terzeichnungsberechtigung fehlt und von fin-
gierten Personen sind ebenso ungültig wie 
solche, bei denen der Name,Vorname, Geburts-
datum oder die Anschrift des Unterzeichners
fehlerhaft oder ganz oder teilweise unvollstän-
dig sind. Das Unterschriftsquorum muss zum
Zeitpunkt der Zulässigkeitsfeststellung durch
den Rat vorliegen. Danach ist der spätmöglichs-
te Zeitpunkt für das Einreichen der Unter-
schriftenlisten die Zulässigkeitsentscheidung
des Rates. Bei einem Bürgerbegehren, das ge-
gen einen Ratsbeschluss gerichtet ist, kann sich
eine frühere zeitliche Grenze aus § 26 Abs. 3 GO
NRW ergeben.

3. Gegenstand des Bürgerbegehrens 
Kern des Bürgerbegehrens ist „die zur Entschei-
dung zu bringende Frage“,die so formuliert sein
muss, dass sie mit ja oder nein beantwortet
werden kann. Handelt es sich um eine teilbare
Fragestellung, ergeben sich nicht unerhebliche
Probleme, wenn der Rat dem Bürgerbegehren
zum Teil entspricht. Eine Formulierung, die sich
an der Formulierung der Beschlussvorschläge
für den Rat orientiert,verlangt das Gesetz nicht.
Gleichwohl sollte die Frage aus sich selbst he-
raus so verständlich sein,dass sie - den Erfolg des
Bürgerentscheids unterstellt - als klarer Hand-

lungsauftrag für die Verwaltung angesehen
werden kann.
Die Bürger beschließen bei einem Bürgerbegeh-
ren und einem Bürgerentscheid anstelle des Ra-
tes. Es kommt jedoch nicht darauf an, ob es sich
um eine Angelegenheit handelt, für die nach
der innergemeindlichen Organisation der Rat
selbst zuständig ist. Gegenstand eines Bürger-
begehrens können ebenso Angelegenheiten
sein, die dem Bürgermeister oder einem Fach-
ausschuss übertragen wurden. Ein Bürgerbe-
gehren ist allerdings auf gemeindliche Angele-
genheiten beschränkt. Darüber hinaus enthält
§ 26 Abs. 5 GO NRW einen „Negativkatalog“,der
bestimmte kommunalpolitische Entscheidun-
gen dem Rat oder dem Hauptverwaltungsbe-
amten vorbehält.
Nicht zulässig ist beispielsweise ein Bürgerbe-
gehren, das die innere Organisation der Ge-
meindeverwaltung betrifft (§ 26 Abs. 5 Nr. 1 GO
NRW). Die allgemeinen Grundsätze der Organi-
sation und Verwaltungsführung, wie sie in den
§ 41 Abs. 1 S. 2 lit. a, 70 Abs. 2 lit. a GO NRW zum
Ausdruck kommen, sollen ebenso unberührt
bleiben wie die Leitung und Verwaltung der
Amtsgeschäfte durch den Bürgermeister ge-
mäß § 62 Abs. 1 GO NRW (Fischer, NWVBI. 1995,
366, 367; OVG Münster vom 12.02.1996 - 15 B
134/96, NVWZ - RR 1997, 110 f.). Gegenstand des
Bürgerbegehrens darf außerdem nicht die Auf-
stellung, Änderung und Ergänzung von Bebau-
ungsplänen sein (§ 26 Abs. 5 Nr. 6 GO NRW). Da-
bei kommt es nicht darauf an, ob das Bürgerbe-
gehren ausdrücklich auf die Verhinderung der
Festsetzung des Bebauungsplanes gerichtet ist,
es soll ausreichend sein, wenn das Begehren
den bauplanerischen Vorstellungen der Ge-
meinde objektiv widerspricht (VG Köln vom
03.09.1999 - 4 K 3849/97, NWVBl 2000, 296).
Auch die kommunalen Steuern und Abgaben
können nicht über ein Bürgerbegehren abge-
schafft oder gesenkt werden. Gegenstand des
Bürgerbegehrens dürfen weder die Haushalts-
satzung noch kommunale Abgaben oder privat-
rechtliche Entgelte sein (§ 26 Abs. 5 Nr. 3 GO
NRW).

4. Kostendeckungsvorschlag
Schließlich muss ein Begehren, dessen Umset-
zung Kosten verursacht, auch einen Kostendek-
kungsvorschlag enthalten, der die Kosten der
Umsetzung des Begehrens wirklichkeitsnah
darstellt. Der Kostendeckungsvorschlag muss
Angaben darüber enthalten, welche Kosten auf
der Ausgabenseite mit der Maßnahme verbun-
den sind und wie diese auf der Einnahmenseite
gedeckt werden sollen. Dabei soll die aktuelle
Haushaltslage der Gemeinde berücksichtigt
werden. Dieser muss konkret sein und darf sich
nicht darauf beschränken, dass die Mittel aus
der allgemeinen Rücklage entnommen werden
sollen. Das Gesetz unterscheidet nicht danach,
ob eine Gemeinde ein Haushaltssicherungs-
konzept aufgestellt hat oder nicht; auch in die-

sem Fall sind keine strengeren Anforderungen
zu stellen. Es wird im Einzelfall zu prüfen sein,
ob der Kostendeckungsvorschlag „nach den ge-
setzlichen Bestimmungen durchführbar“ ist
oder nicht.Es reichen überschlägige und schlüs-
sige Angaben über die Höhe der geschätzten
Kosten.Unverzichtbar ist jedoch die Bezifferung
der Kosten, da anderenfalls die Signal- und
Warnfunktion, die der Kostendeckungsvor-
schlag haben soll, ins Leere liefe. Dabei sind
nicht nur die einmaligen Herstellungskosten,
sondern auch die Folgekosten, Betriebs- und In-
vestitionskosten zu berücksichtigen.Ein solcher
Kostendeckungsvorschlag soll nur dann ent-
behrlich sein,wenn der Vorschlag des Bürgerbe-
gehrens weniger Kosten verursacht als etwa die
vom Rat beabsichtigte Maßnahme (VG Düssel-
dorf vom 26.02.1999 - 1 K 11023/96,NWVBl 1999,
356,358).Empfehlenswert ist auch in diesen Fäl-
len ein Finanzierungsvorschlag.

5. Fristen
Grundsätzlich sind die Initiatoren eines Bürger-
begehrens in der Wahl des Zeitpunktes frei. Sie
entscheiden selbst, wann und wie lange sie Un-
terschriften sammeln oder wann sie die gesam-
melten Unterschriften als abgeschlossenes Bür-
gerbegehren der Gemeindeverwaltung vorle-
gen. Eine Ausnahme ist nur für den Fall
vorgesehen, dass sich das Bürgerbegehren ge-
gen einen Ratsbeschluss wendet. Bedarf der
Ratsbeschluss der Bekanntmachung nach den
Vorschriften der Bekanntmachungsverordnung
muss der Antrag innerhalb von sechs Wochen
nach der Bekanntmachung des Ratsbeschlus-
ses eingereicht sein (§ 26 Abs. 3 S. 1 GO NRW).
Handelt es sich um einen Beschluss, der nicht
der Bekanntmachung bedarf, so verlängert sich
diese Frist - gerechnet vom Tag der Entschei-
dung in der Ratssitzung an - auf 3 Monate (§ 26
Abs. 3 S. 2 GO NRW). Abzustellen ist dabei auf
die durch das Bürgerbegehren angegriffene Re-
gelung. Beschließt die Gemeinde etwa, eine
Schule zu schließen, und wird ein später auf die
Aufhebung dieses Ratsbeschlusses gerichteter
Ratsantrag abgelehnt, so ist für die Frist für das
Begehren auf den ersten Ratsbeschluss abzu-
stellen. Bei der in § 26 Abs. 3 GO NRW bestimm-
ten Frist von 6 Wochen bzw. 3 Monaten handelt
es sich um eine Ausschlussfrist. Deshalb und
aus Gründen der Rechtssicherheit ist ein Bür-
gerbegehren, das sich gegen einen Gemeinde-
ratsbeschluss wendet, nur innerhalb der ge-
nannten Ausschlussfrist zulässig. Eine Durch-
brechung dieses Grundsatzes kommt nur dann
in Betracht, wenn jedenfalls seit dem Ratsbe-
schluss eine so erhebliche Zeit verstrichen ist,
dass die ursprüngliche Bewertung des Rates
praktisch obsolet geworden ist. Dies wird nur in
ganz besonderen Ausnahmesituationen anzu-
nehmen sein.
Für den umgekehrten Fall, in dem es um die Än-
derung eines Bürgerentscheides geht, der ja die
Wirkung eines Ratsbeschlusses hat, trifft die
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Gemeindeordnung eine klare Regelung:Bürger-
entscheide können vom Rat frühestens nach 2
Jahren abgeändert werden. Soll dies vorher ge-
schehen, so bleibt dem Rat nur die Möglichkeit,
einen neuen Bürgerentscheid zu initiieren.
Sicherlich wäre bei einer geänderten Sach- und
Rechtslage eine erneute Befassung durch ein
Bürgerbegehren möglich (VG Köln, 31.05.1999 -
4 K 7677/96).

II. Entscheidungen des Rates

Ist das Bürgerbegehren eingereicht, dann ist der
Rat am Zuge. Ihn trifft eine doppelte Behand-
lungspflicht: Einmal über die Zulässigkeit des
Bürgerbegehrens und einmal darüber, ob der Rat
nicht dem Begehren mit der Konsequenz ent-
spricht, dass es zur Durchführung des Bürgerent-
scheides nicht kommt.

Die Zulässigkeitsvoraussetzungen müssen im
Zeitpunkt der Zulässigkeitsentscheidung vorlie-
gen. Diese ist unverzüglich herbeizuführen, also
„ohne schuldhaftes Zögern“. Dies hat zur Folge,
dass die Zulässigkeitsentscheidung des Rat
es in der nächsten turnusmäßig anstehenden
Ratssitzung erfolgen muss. Eine Sondersitzung 
des Rates ist wegen der zu treffenden Zulässig-
keitsentscheidung aber nicht erforderlich. Ein Be-
urteilungs- oder Ermessensspielraum kommt
dem Rat dabei nicht zu (OVG Münster vom
15.02.2000, NWVBl. 2000, 375, 377): Ist das Begeh-
ren form- und fristgerecht eingereicht und sind
auch alle sonstigen Voraussetzungen erfüllt,
dann muss der Rat die Zulässigkeit bejahen. Sind
dagegen die gesetzlichen Voraussetzungen des
Bürgerbegehrens nicht erfüllt, so kann der Rat
nur die Unzulässigkeit des Begehrens feststellen.
Weist der Rat das Bürgerbegehren als unzulässig
zurück, so liegt darin ein belastender Verwal-
tungsakt. Gegen die ablehnende Entscheidung
des Rates können die Vertretungsberechtigten -
und nur diese - Widerspruch einlegen und bei
dessen Zurückweisung das Verwaltungsgericht
anrufen.

Ist das Bürgerbegehren zulässig, so muss der
Rat in der Sache selbst entscheiden. Er muss sich
entscheiden,

• ob er dem Bürgerbegehren entsprechen will, so
dass der Bürgerentscheid entfällt, oder 

• ob er sich mit den Bevollmächtigten des Bürger-
begehrens auf eine einvernehmliche Regelung
verständigen will und kann, so dass der Ent-
scheid überflüssig wird,

• oder ob er einen Termin für den Bürgerentscheid
festsetzen will, der innerhalb von drei Monaten
durchgeführt werden muss.

Die Frage der Selbstentscheidung des Rates in
der Sache ist nicht in gleichem Maße eilbedürftig
wie die Zulässigkeitsentscheidung,sodass die Be-
ratung durch die Verwaltung, die Fachausschüs-
se und ggf. betroffenen Bezirksvertretungen vor-
ab stattfinden kann.

Eine Einigung in der Sache ist oftmals auch
ohne das förmliche Verfahren des Bürgerent-
scheides möglich und von der Vollmacht der auf
den Unterschriftenlisten aufgeführten Vertre-
tern des Bürgerbegehrens gedeckt. Dabei ist je-
doch Folgendes zu beachten: Handeln die Vertre-
ter eines Bürgerbegehrens mit dem Rat einen
Kompromiss aus, der den Text des Bürgerbegeh-
rens nicht uneingeschränkt umfasst, so erledigt
sich das eingereichte Bürgerbegehren dadurch
nicht.Soll der ausgehandelte Kompromiss rechts-
verbindlich abgesichert werden, so kann dies nur
durch den Abschluss eines öffentlich-rechtlichen
Vertrages zwischen den Vertretern des Bürger-
begehrens und dem Rat gemäß § 57 VwVfG ge-
schehen.

Ein die Gemeinde bindender Beschluss liegt
erst dann vor, wenn der Bürgerentscheid erfolg-
reich war. Deshalb ist bis zum Tag der Abstim-
mung über den Bürgerentscheid weder der Rat
gehindert,einen gegenläufigen Beschluss zu fas-
sen,noch muss die Verwaltung mit der Durchfüh-
rung eines solchen Ratsbeschlusses warten. Das
repräsentativ-demokratische System ist durch
die Einführung des Bürgerentscheides als Ele-
ment der unmittelbaren Demokratie ergänzt,
nicht überlagert worden. Die beiden Entschei-
dungsformen Ratsbeschluss und Bürgerent-
scheid sind gleichwertig. Eine Privilegierung des
Bürgerbegehrens besteht selbst dann nicht,
wenn im Einzelfall eine Entscheidung des Rates
dadurch einen faktischen Vorrang erhält, dass
diese Entscheidung schon vor Abschluss des Bür-
gerentscheides in die Tat umgesetzt werden
kann. Die Gleichwertigkeit berechtigt Rat und
Verwaltung, bis zur Abstimmung über den Bür-
gerentscheid nach ihrer politischen oder fach-
lichen Überzeugung rechtmäßige Entscheidungen
zu treffen und diese durchzuführen. Anderes
würde nur dann gelten, wenn der Entscheidung
des Rates keine sachliche Erwägung, sondern al-
lein die Zielsetzung zugrunde läge, einem Bür-
gerentscheid zuvor zu kommen und damit eine
Willensbildung auf direktdemokratischem Wege
zu verhindern (OVG NRW vom 19.03.2004 - 15 B
522/04, NWVBl. 2004, 346).

Derjenige, der mit dem Hinweis auf treuwid-
riges Verhalten des Rates gerichtlichen Schutz
sucht, muss beweisen, dass die Voraussetzungen
für einen solchen Verstoß tatsächlich vorliegen
(OVG NRW vom 29. März 2004 - 15 B 674/04,
NWVBl.2004,312).Diese Beweislastregel begrün-
det das Gericht damit, dass der Rat im Regelfall
nicht an einer gegenläufigen Entscheidung zum
Bürgerbegehren gehindert ist.

III. Durchführung des Bürgerentscheids

Gibt der Rat den Forderungen des (zulässigen)
Bürgerbegehrens inhaltlich nicht nach, ist gemäß
§ 26 Abs. 6 Satz 3 GO NRW ein Bürgerentscheid
durchzuführen. Die Gemeindeordnung macht in
§ 26 GO NRW nur wenig Vorgaben für das Verfah-
ren zum Bürgerentscheid. Die Gemeinde soll den

Bürgern ermöglichen,sich auf sachlich fundierter
Grundlage und ohne größeren persönlichen Auf-
wand am Bürgerentscheid beteiligen zu können.
Dabei ist sie an die Vorgaben der Verordnung zur
Durchführung eines Bürgerentscheids (Bürger-
entscheid DVO vom 10.7.2004 GV. NRW. S. 383) ge-
bunden. Diese Rechtsverordnung gibt den Ge-
meinden auf, zeitnah nach dem In-Kraft-Treten
der Verordnung eine Satzung zu erlassen, die als
Mindestinhalt enthalten muss 

• wie die Beteiligung von Menschen mit Behinde-
rungen am Bürgerentscheid erleichtert wird;

• dass die Bürger eine Abstimmungsbenachrich-
tigung erhalten und in geeigneter Weise über
die Auffassungen der Vertreter des Bürgerbe-
gehrens sowie der politischen Kräfte in der
Kommunalvertretung unterrichtet werden;

• dass auch durch Brief abgestimmt werden
kann. Auf der Grundlage dieser Rechtsverord-
nung haben sowohl der Städte- und Gemeinde-
bund NRW als auch der Landkreistag Nord-
rhein-Westfalen Mustersatzungen erarbeitet.

Die Stimmzettel können nur auf „Ja“ oder
„Nein“ lauten und sind ungültig, wenn sie nicht
eindeutig den Willen des Abstimmenden erken-
nen lassen,Kennzeichen tragen,ohne Eintragung
sind oder erkennbar nicht amtlich hergestellt
sind. Zusätze sind unzulässig.

Wie bei allen Abstimmungen kommt es auch
beim Bürgerentscheid auf die Mehrheit an. Dies
allein reicht aber noch nicht aus, denn die Mehr-
heit muss aus mindestens 20 % aller zur Stimm-
abgabe bei der Kommunalwahl berechtigten Bür-
gern bestehen. Damit soll vermieden werden,
dass sich Interessen einer kleinen Minderheit
durchsetzen, die in keiner Weise den Willen der
Bürger insgesamt widerspiegeln.

IV. Kritik an bestehenden Hürden

Gelegentlich werden die Hürden zur Durchfüh-
rung eines Bürgerbegehrens beklagt.Aus Sicht des
Städte- und Gemeindebundes NRW sind jedoch
diese in § 26 GO niedergelegten Voraussetzungen
für einen Bürgerentscheid sinnvoll und angemes-
sen. So sind etwa eine Vielzahl von Sachbereichen
per Gesetz dem Bürgerbegehren von vornherein
entzogen,um Missbräuche auszuschalten und um
zu vermeiden, dass durch Bürgerbegehren und
Bürgerentscheid der Rat seiner Gesamtverantwor-
tung entkleidet wird.Für den Erfolg des Bürgerent-
scheides bedarf es nicht nur einer Mehrheit der
gültigen Stimmen, sondern diese Mehrheit muss
mindestens 20 Prozent der Stimmberechtigten be-
tragen. Auch diese Einschränkung ist sinnvoll, da
sie verhindert, dass eine besonders aktive kleine
Minderheit Bürgerbegehren und Bürgerentscheid
für die Durchsetzung von Interessen benutzt, die
nicht dem Willen der großen Mehrheit der Bürger-
schaft entsprechen. Durch die Absenkung des Er-
folgsquorums wurde im Übrigen die Einflussnah-
me der Bürger gestärkt. ●
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Umsatzsteuersatz für
„Essen auf Rädern“
Bei dem so genannten Essen auf Rädern und bei einem
„Menü-Service“ überwiegt das Dienstleistungselement
der Abgabe von fertig zubereiteten Speisen das Lieferele-
ment. Der für die Lieferung bestimmter Lebensmittel er-
mäßigte Umsatzsteuersatz von 7 % gilt daher weder für
Leistungen im Rahmen des so genannten Essens auf Rä-
dern noch im Rahmen eines „Menü-Service“ in einer
Schule. (Nichtamtliche Leitsätze)

BFH, Urteile vom 10. August 2006
- Az.: V R 55/04 und V R 38/05 - 

Für die Lieferung bestimmter Lebensmittel wie z.B.
Backwaren (auch so genannte Lebensmittelzube-
reitungen) gilt der ermäßigte Umsatzsteuersatz
von 7 %.Diese Begünstigung ist auf den Handel mit
Lebensmitteln zugeschnitten. Werden dagegen
Speisen und Getränke mit Dienstleistungen gastro-
nomischer Art abgegeben, ist die gesetzliche Vor-
aussetzung der bloßen „Lieferung“ regelmäßig
nicht mehr gegeben. Diese Umsätze unterliegen
dem Regelsteuersatz von z. Zt. 16 % (ab 01.01.2007:
19 %). Nach der Rechtsprechung des EuGH und des
BFH liegt dann eine Dienstleistung vor,wenn im je-
weiligen Fall das Dienstleistungselement der Abga-
be von fertig zubereiteten Speisen das Lieferele-
ment qualitativ überwiegt. Im Rahmen dieser Ab-
wägung dürfen nur solche Dienstleistungen
berücksichtigt werden, die sich von denen unter-
scheiden, die notwendig mit der Vermarktung der
Speisen verbunden sind. Allerdings kommt den zu-
sätzlichen Leistungen aller Art regelmäßig aus-
schlaggebendes Gewicht zu. Betroffen sind insbe-
sondere Imbisseinrichtungen aller Art, sog. Caterer
und andere mobile Essensdienste.

Das so genannte „Essen auf Rädern“ war Ge-
genstand des Urteils mit dem Aktenzeichen V R
55/04. Ein Mahlzeitendienst gab fertig zubereitete
Mittagessen portioniert auf eigenem Geschirr oh-
ne Besteck an Einzelabnehmer in deren Wohnung
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aus.Der BFH bestätigte die Auffassung von Finanz-
amt und Finanzgericht, dass die Leistungen des
Mahlzeitendienstes nicht als Lieferungen, sondern
als sonstige Leistungen (Dienstleistungen) anzuse-
hen und deshalb mit dem Regelsteuersatz zu be-
steuern seien.Der Mahlzeitendienst hatte nicht nur
die Speisen nach Hause geliefert, sondern darüber
hinaus auf eigenen Tellern bereitgestellt sowie die
Teller wieder abgeholt und gereinigt.

Das Urteil V R 38/05 betraf einen
„Menü-Service“,der die Kinder mehre-
rer Schulen mit Mittagessen versorgte.
Der Menü-Service brachte die in seiner
Großküche zubereiteten Speisen heiß
in Transportbehältern in die Schulen
und gab sie durch seine Mitarbeiter portioniert auf
Schulgeschirr in Schulräumen an die Kinder  

aus. Geschirr, Besteck und Mobiliar wurden
anschließend durch den Menü-Service gereinigt.
Auch hier bestätigte der BFH die Beurteilung der
Vorinstanz, dass das - durch diese Zusatzleistun-
gen gebildete - Dienstleistungselement die Es-
sensausgabe prägte. Die Umsätze unterlagen
dem Regelsteuersatz.

Anspruch auf Sitzplatz 
im Schulbus
Die Amts- und Fürsorgepflichten des Trägers der Schüler-
beförderung zwingen diesen nicht dazu, gesonderte
Schulbusse mit Sitzplätzen für jeden Schüler anzubieten.
Vielmehr können ohne Pflichtverletzung Omnibusse des
öffentlichen Personennahverkehrs zur Nutzung angebo-
ten werden.Der Träger der Schülerbeförderung hat ledig-
lich sicherzustellen, dass der jeweils eingesetzte Bus die
für die Anzahl der zu befördernden Schüler notwendige
Betriebserlaubnis für den öffentlichen Personennahver-
kehr besitzt. (Nichtamtliche Leitsätze)

Landgericht Verden, Urteil vom 7. September
2005
- Az.: 7 O 167/2005 -

Die 9-jährige Klägerin fuhr mit dem Schulbus zur
Grundschule. Die Fahrtstrecke beträgt 7 km. Die
Klägerin musste im Mittelgang des Busses stehen
und sich an Haltegriffen festhalten, wie ca. 20 bis
25 andere Kinder auch, weil die vorhandenen Sitz-
plätze belegt waren.Als der Busfahrer verkehrsbe-
dingt gezwungen war zu bremsen, verlor die Klä-
gerin den Halt und stürzte. Die Klägerin ist der

Auffassung, der Beklagte als Träger der
Schülerbeförderung habe eine besondere
Fürsorgepflicht, die dahin gehe, sicherzu-
stellen, dass die Schülerbeförderung für
alle Schulkinder möglichst gefahrlos ge-
staltet werde. Dies sei in keiner Weise der
Fall, wenn Kinder im Stehen in einem Bus

befördert würden. Es bestehe die Pflicht des Be-
klagten, zumindest für jeden Grundschüler einen
Sitzplatz zu garantieren.

Das Gericht hat die Klage als unbegründet ab-
gewiesen, weil dem Beklagten eine Amtspflicht-
verletzung im Sinne des § 839 Abs. 1 Satz 1 BGB i.V.
m. Art. 34 GG nicht zur Last falle. Denn eine Verlet-
zung von Amts- und Fürsorgepflichten durch den
Beklagten als Träger der Schülerbeförderung sei
nicht gegeben. Gemäß § 1 der Satzung über die
Schülerbeförderung im Landkreis bestehe ein An-
spruch auf Beförderung gem. dem Niedersächsi-
schen Schulgesetz im Rahmen der Regelung dieser
Satzung. In § 4 Abs. 1 der Satzung heiße es, „Die
Schülerin bzw. der Schüler hat das vom Landkreis
bestimmte Beförderungsmittel zu benutzen. Die
Beförderung wird – soweit möglich – im Rahmen
des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV)
durchgeführt, sofern der Landkreis nicht eigene
Beförderungsleistungen zur Verfügung stellt. Es
besteht kein Anspruch auf die Beförderung mit ei-
nem besonderen Beförderungsmittelpunkt.“ 

Das Gericht hat weiter ausgeführt, der Beklag-
te lasse die Schülerbeförderung über den ÖPNV
durchführen, was aufgrund der Satzung zulässig
sei.Einen Anspruch auf gesonderte Schulbusse mit
Sitzplätzen für jeden Schüler bzw. Grundschüler
werde gerade nicht eingeräumt,vielmehr seien die
von dem Beklagten zur Verfügung gestellten KOM

G E R I C H T
IN KÜRZE
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Versandhandelsapotheke setzten daraufhin ihre
Kooperation aus. Im vorläufigen Rechtsschutzver-
fahren hatte die Firma dm weder vor dem Verwal-
tungsgericht Düsseldorf noch im Beschwerdever-
fahren vor dem OVG NRW Erfolg. Im Hauptsache-
verfahren wurde ihre Klage vom VG Düsseldorf mit
Urteil vom 15.02.2006 abgewiesen. Der gegen die-
ses Urteil gerichteten Berufung der Firma dm hat
das OVG nunmehr mit dem o. g. Urteil stattgege-
ben.In der mündlichen Urteilsbegründung hieß es:

Das Vertriebskonzept der Firma dm und der
Venloer Apotheke verstoße weder gegen das Arz-
neimittelrecht noch gegen das Apothekenrecht.
Seit 2004 lasse dieses den Versandhandel mit
Arzneimitteln durch Apotheken zu. Auch nieder-
ländische Apotheken könnten Arzneimittel nach
Deutschland versenden. Der Sache nach entspre-
che das Vertriebskonzept zwar nicht dem her-
kömmlichen Bild des Versandhandels,bei dem ei-
ne Ware an eine vom Besteller angegebene An-
schrift geliefert werde. Der vom Gesetz
verwendete Begriff des Versandhandels sei aber
für neue Formen des Versandhandels offen.

Zwischenzeitlich hätten sich vermehrt For-
men des Versandhandels entwickelt, bei denen
der Besteller die Ware von Abholpunkten,etwa in
Gewerbebetrieben mit langen Öffnungszeiten
wie Tankstellen oder Videotheken, oder in Paket-
stationen rund um die Uhr abholen könne. In sol-
chen Formen würden auch Arzneimittel vertrie-
ben. Das Vertriebskonzept von dm und der Venlo-
er Apotheke sei nicht anders zu bewerten, es
berge eher weniger Gefahren für die Arzneimit-
telsicherheit in sich als der Vertrieb von Arznei-
mitteln im Versandhandel herkömmlichen Stils
oder mit anderen Abholstationen.

Die Firma dm unterhalte mit dem Bestellser-
vice auch keine verbotene Rezeptsammelstelle.
Dem Inhaber einer Präsenzapotheke sei eine Re-
zeptsammelstelle außerhalb der Apothekenräu-
me grundsätzlich untersagt. Demgegenüber sei
das Sammeln von Rezepten außerhalb der Apo-
thekenräume für eine Versandhandelsapotheke
geradezu typisch. Mit der Zulassung des Versand-
handels mit Arzneimitteln sei darum auch das
Sammeln von Rezepten in Briefkästen oder wie
hier in Bestellboxen in den dm-Filialen zugelassen.

Unabhängig davon, dass damit die Vorausset-
zungen für ein Einschreiten des Oberbürgermei-
sters der Stadt Düsseldorf gefehlt hätten,sei die ge-
gen die Firma dm ergangene Untersagungsverfü-
gung auch deshalb aufzuheben, weil die Behörde
das ihr zustehende Ermessen nicht gesehen und
betätigt habe.Die Behörde sei zu Unrecht von einer
Pflicht zum Einschreiten ausgegangen. Auch habe
sie nicht in Erwägung gezogen, ob nicht anstelle
oder neben der Firma dm die Venloer Apotheke hät-
te in Anspruch genommen werden können.

Das OVG hat die Revision zum Bundesverwal-
tungsgericht nicht zugelassen.Zwar habe die Frage,
ob ein Vertriebskonzept wie das zwischen dm und
der Venloer Apotheke vereinbarte arzneimittel- und
apothekenrechtlich zulässig sei,grundsätzliche Be-
deutung; diese Frage sei aber nicht allein entschei-
dungserheblich. Der weiterhin entscheidungser-
hebliche Ermessensnichtgebrauch rechtfertige
nicht die Zulassung der Revision. Gegen die Nicht-
zulassung der Revision ist Beschwerde möglich,
über die das Bundesverwaltungsgericht entschei-
det. ●
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des ÖPNV zu benutzen.Der Beklagte habe lediglich
sicherzustellen, dass der jeweils eingesetzte Schul-
bus die für die Anzahl der zu befördernden Schüler
notwendige Betriebserlaubnis für den ÖPNV besit-
ze.Dies sei aber der Fall,weil der eingesetzte Schul-
bus mit 45 Sitz- und 46 Stehplätzen amtlich zuge-
lassen sei.

Unter Ausnutzung der vorhandenen Stehplätze
hätte jeder der 60 bis 63 Schüler einen Platz,so dass
der Schulbus nicht überfüllt gewesen sei.Von daher
sei der Beklagte seinen Amtspflichten nachgekom-
men. Ferner weist das Gericht darauf hin, das Ver-
langen der Klägerin, für jeden Grundschüler einen
Sitzplatz zu garantieren, sei nicht durchführbar.
Denn es sei davon auszugehen, dass ältere Schüler
den Grundschülern die Sitzplätze nicht von sich aus
anbieten würden, so dass dies vielmehr durch den
Beklagten mit unverhältnismäßig hohem Personal-
aufwand sichergestellt werden müsse. Dies aber
wäre wirtschaftlich nicht zumutbar.

Soweit die Klägerin auf eine Statistik zum Schü-
lerunfallgeschehen verweise, die auf das gesamte
Bundesgebiet ausgelegt sei, ergäbe sich ausweis-
lich der Tabelle 4, dass die Schulart Grundschule
11,9 % der angezeigten Schulwegunfälle betreffe.
Ausweislich der Tabelle 12 sei die große Anzahl der
Schulwegunfälle auf private Verkehrsmittel zu-
rückzuführen,während die Schülerbeförderung im
Rahmen des ÖPNV insoweit lediglich mit 0,7 %
ausgewiesen wäre,wobei auf Seite 22 der Statistik
ausdrücklich darauf hingewiesen werde, dass sich
erhöhte Schulbusunfallzahlen mit der Erweite-
rung des versicherten Kollektivs in den neuen Bun-
desländern erklären ließen.Daher erscheine es un-
verhältnismäßig, weil wirtschaftlich nicht vertret-
bar, von dem Beklagten fordern zu wollen, dafür
Sorge zu tragen, dass jeder Schüler einen Sitzplatz
in einem Schulbus einnehmen könne.

Bestell- und Abholservice
für Arzneimittel in 
dm-Drogerien
Dm-Drogerien dürfen einen Bestell- und Abholservice für
Arzneimittel in Zusammenarbeit mit einer Versandhan-
delsapotheke unterhalten. (Nichtamtlicher Leitsatz)

OVG NRW, Urteil vom 7. November 2006
- Az.: 13 A 1314/06 -

Im Juni 2004 hatte die Firma dm in Kooperation
mit einer Versandhandelsapotheke in Venlo, Nie-
derlande, in acht Testfilialen in Düsseldorf, Krefeld,
Mönchengladbach und Viersen einen Bestell- und
Abholservice für Arzneimittel eingerichtet: Der
Kunde füllte den in der dm-Filiale ausliegenden Be-
stellschein aus, steckte ihn - bei rezeptpflichtigen
Arzneimitteln zusammen mit dem Rezept - in eine
Bestelltasche und warf diese in eine Bestellbox.
Spätestens 72 Stunden später konnte der Kunde das
Paket mit den aus Venlo gelieferten Arzneimitteln
in der dm-Filiale abholen.

Der Oberbürgermeister der Stadt Düsseldorf
sah darin einen Verstoß gegen das Arzneimittel-
recht, das eine Abgabe apothekenpflichtiger Arz-
neimittel nur in einer Apotheke oder im genehmig-
ten Versandhandel durch eine Apotheke vorsehe,
und untersagte den Service. Die Firma dm und die
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